769 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 69 Ausgegeben Danzig, den 30. November 1932 


‚162 Verordnung 
über eine Fernſprechordnung. 
Vom 8. 11. 1932. 

| J. Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 
die in der Anlage abgedruckte Fernſprechordnung erlaſſen und verkündet. 

II. Die Fernſprechordnung tritt am 1. Januar 1933 in Kraft, gleichzeitig tritt die Fernſprech⸗ 
ordnung vom 13. April 1927 (G. Bl. S. 189) außer Kraft. N 

Danzig, den 8. November 1932. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig 


J V. 
Weidmann 


Fernſprechordnung. 
Vom 3. 11. 1932. 


s 1. Offentliches Fernſprechnetz 
I (1) Das öffentliche Fernſprechnetz wird von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für 
eigene Rechnung hergeſtellt, inſtandgehalten und betrieben. Zum öffentlichen Netze gehören auch die 
teilnehmereigenen und die privaten Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B und O). 

(2) Das öffentliche Fernſprechnetz beſteht aus den Ortsnetzen und den Verbindungsleitungen 
wiſchen ihnen. Die einzelnen Teile der Ortsnetze ſind: die Vermittlungsſtellen, die Sprechſtellen (Teil- 
nehmerſprechſtellen und öffentliche Sprechſtellen) und die Leitungen zwiſchen dieſen Stellen. 

II Das öffentliche Netz darf zu Mitteilungen nicht benutzt werden, deren Inhalt die ſtaatliche 
Sicherheit gefährdet, gegen die Geſetze, die öffentliche Ordnung oder die guten Sitten verſtößt. 


| § 2. Ortsnetze und Anſchlußbereiche 

| I Die Boit- und Telegraphenverwaltung beſtimmt, wo Ortsnetze errichtet und wie ſie betrieben 
werden. Sie kann beſtimmen, daß mehrere Ortsnetze ein einheitliches Ortsnetz bilden. Einheitliche Orts⸗ 
letze werden wie Ortsnetze mit mehreren Vermittlungsſtellen behandelt. 

II (1) Der Anſchlußbereich einer Vermittlungsſtelle umfaßt alle Grundſtücke, die dieſer Vermitt⸗ 
lungsſtelle in der Luftlinie näher als einer anderen liegen. Zum Anſchlußbereich gehört jedoch in allen 
Fällen der baulich geſchloſſene Gemeindebezirk der Vermittlungsſtelle. Baulich geſchloſſene Gemeinde 
ezirke ohne eigene Vermittlungsſtelle können einem Anſchlußbereich geſchloſſen zugeteilt werden. 

(2) Dem Anſchlußbereich einer entfernteren Vermittlungsſtelle werden zugeteilt 

a) Grundſtücke, die an die nächſte Vermittlungsſtelle infolge größerer örtlicher Hinderniſſe, z. B 
breite Flüſſe, Seen, Sümpfe, Gebirgskämme, nur mit beſonderen Schwierigkeiten oder mit 
außergewöhnlich hohen Koſten angeſchloſſen werden könnten, 

b) geſchloſſene Ortſchaften ohne eigene Vermittlungsſtelle oder Teile davon, wenn die Zuteilung 
zu dem Anſchlußbereich der nächſten Vermittlungsſtelle nach Abſ. 1 nach ihren wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen eine offenſichtliche Härte ſein würde. 

wer die Zuteilung beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 12. 1932.) 
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(3) Innerhalb eines Ortsnetzes mit mehreren Vermittlungsſtellen werden die Anſchlußbereiche der 
einzelnen Vermittlungsſtellen nach den Erforderniſſen des Betriebes und des planmäßigen Netzausbaues 
gegeneinander abgegrenzt. 

III (J Die Teilnehmerſprechſtellen werden an die Vermittlungsſtelle angeſchloſſen, zu deren An- 
ſchlußbereich ſie gehören (Regel-Hauptanſchlüſſe). i 

(2) Auf Antrag können Teilnehmerſprechſtellen an die Vermittlungsſtelle eines anderen Anſchluß⸗ 
bereichs ausnahmsweiſe und widerruflich angeſchloſſen werden, wenn der Anſchlußnehmer ein dringendes 
Bedürfnis nachweiſt (Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſe). 

(3) Innerhalb der Ortsnetze mit mehreren Vermittlungsſtellen werden die Hauptanſchlüſſe nur an 
die Vermittlungsſtelle angeſchloſſen, zu deren Anſchlußbereich ſie gehören. 


§ 3. Dienſtſtunden 


I Die Dienſtſtunden der Vermittlungsſtellen und der öffentlichen Sprechſtellen bei Poſtanſtalten 
werden von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtgeſetzt und im amtlichen Fernſprechbuch ange⸗ 
geben. j 

II (1) Anträgen auf Dienſtverlängerung kann ſtattgegeben werden, wenn die Antragſteller ſich 
zur Deckung der Koſten verpflichten. N 

(2) Die Koſten der Dienſtverlängerung werden von allen Teilnehmern des Ortsnetzes nach der 
Zahl ihrer Hauptanſchlüſſe anteilmäßig erhoben, wenn die Gemeindevertretungen der Orte, in deren 
Bereich die Mehrzahl der Hauptanſchlüſſe liegt, dies beantragen und wenn in Ortsnetzen mit mehr als 
200 Hauptanſchlüſſen die Inhaber von einem Drittel der Hauptanſchlüſſe, mindeſtens aber von 
134 Hauptanſchlüſſen, in Ortsnetzen mit mehr als 50 bis 200 Hauptanſchlüſſen die Inhaber von zwei 
Dritteln der Hauptanſchlüſſe, mindeſtens aber von 50 Hauptanſchlüſſen, und in den übrigen Ortsnetzen 
alle Teilnehmer dem Antrag zuſtimmen. Den Nachweis, daß die Zuſtimmung erteilt iſt, haben die 
Gemeindevertretungen zu erbringen. 

(3) Beim Selbſtanſchlußbetrieb kann die Dienſtverlängerung auch für die Vermittlungsſtelle be⸗ 
antragt werden, die für das Ortsnetz den Fernverkehr wahrnimmt. Sollen die Koſten in dieſem Falle 
von den Teilnehmern anteilmäßig erhoben werden, ſo gelten die Beſtimmungen im Abſ. 2 mit der Maß⸗ 
gabe, daß die zu einer Fernvermittlungsſtelle gehörigen Ortsnetze hierbei als ein Ortsnetz angeſehen 
werden. 

§ 4. Hauptanſchlüſſe 

I (J) Der Hauptanſchluß beſteht aus der techniſchen Einrichtung bei der Vermittlungsſtelle, der 
Anſchlußleitung (Amtsleitung) und der dazugehörigen Sprechſtelleneinrichtung beim Teilnehmer (Haupt⸗ 
ſtelle); die Amtsleitung endigt bei der Hauptſtelle. 

(2) Die Rufnummern der Hauptanſchlüſſe werden von der Poſt- und Telegraphenverwaltung be— 
ſtimmt; ſie können aus Betriebsrückſichten geändert werden. 

(3) Hat ein Teilnehmer mehrere Hauptanſchlüſſe, deren Amtsleitungen bei ſeiner Vermittlungs⸗ 
einrichtung ſo geſchaltet ſind, daß ſie wahlweiſe benutzt werden können, ſo wird für jeden Arbeitsplatz 
der Vermittlungseinrichtung nur ein Sprechapparat ohne beſondere Gebühr geliefert. Bei Hauptan⸗ 
ſchlüſſen mit Reihenſchaltung gilt nur ein Reihenapparat als Hauptſtelle. 

II (1) Für jeden Hauptanſchluß werden ein einmaliger Beitrag zu den Koſten des Hauptanſchluſſes 
($ 9), eine Grundgebühr (Abſ. 2) und Ortsgeſprächsgebühren (8 16, II) erhoben. 

(2) Die Grundgebühr iſt ein laufender Beitrag für die Bereitſtellung und Inſtandhaltung der 
Anſchlußleitung innerhalb des 5-Kilometer-Kreiſes der Vermittlungsſtelle ſowie der techniſchen Einrich⸗ 
tungen bei der Vermittlungsſtelle und der Hauptſtelle. Die Höhe der Grundgebühr iſt durch das F Geb 
beſtimmt. 

(3) Für die Berechnung der Grundgebühr iſt die Zahl der bei Beginn des Kalenderjahrs im 
Ortsnetz vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend. Die hiernach berechnete Grundgebühr tritt mit dem 
folgenden 1. April in Kraft. Anderungen der Grundgebühr gegenüber dem Vorjahr ſind in den Orten, 
für die ſie gelten, amtlich bekanntzumachen. 

(4) Wird ein Ortsnetz neu errichtet, ſo iſt für die Berechnung der Grundgebühr die Zahl der am 
Tage der Eröffnung vorhandenen Hauptanſchlüſſe maßgebend, bis die Anwendung des Abſ. 3 möglich 
it. Werden mehrere Ortsnetze nach $ 2, 1 zu einem einheitlichen Ortsnetz zuſammengefaßt, ſo iſt für die 
Berechnung der Grundgebühr vom Tage der Vereinigung an die Geſamtzahl der Hauptanſchlüſſe maß⸗ 
gebend, die bei Beginn des Kalenderjahrs in den vereinigten Ortsnetzen vorhanden waren. 

III Hauptanſchlüſſe dürfen mit Geſprächen in abgehender und ankommender Richtung nicht derart 
belaſtet ſein, daß ſie unverhältnismäßig oft beſetzt befunden werden. Dies wird durch eine beſondere 
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Prüfung feſtgeſtellt, indem an ſechs aufeinanderfolgenden Werktagen ermittelt wird, wie oft die Haupt⸗ 
anſchlüſſe beſetzt befunden werden. Ergeben ſich für den Tag durchſchnittlich mehr als ſieben Beſetztfälle, 
ſo gelten die Anſchlüſſe als überlaſtet. Für Anſchlüſſe, die bei der Vermittlungsſtelle ſo geſchaltet ſind, 
daß ſie wahlweiſe benutzt werden können, wird ein Beſetztfall nur dann angerechnet, wenn ſie alle gleich⸗ 
zeitig beſetzt find. Hat die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung die Überlaſtung des Anſchluſſes feſtgeſtellt, 
ſo fordert ſie den Teilnehmer auf, die Herſtellung eines weiteren Anſchluſſes zu beantragen. Der Teil⸗ 
nehmer hat das Recht, binnen 10 Tagen eine nochmalige Prüfung zu verlangen. Verzichtet er darauf 
oder hat die nochmalige Prüfung das gleiche Ergebnis, ſo iſt der Teilnehmer verpflichtet, der Auf⸗ 
forderung der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung innerhalb eines Monats nachzukommen. Andernfalls 
iſt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung berechtigt, überlaſtete Anſchlüſſe zum nächſten zuläſſigen Zeit⸗ 
punkt zu kündigen. 
5 IV Bei Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſen (8 2, III Abſ. 2) werden neben den ſonſt fälligen Gebühren 
erhoben 
a) ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Anſchlußleitung, wenn die Ausnahme⸗Hauptſtelle von 
der Vermittlungsſtelle, an die ſie angeſchloſſen iſt, in der Luftlinie weiter entfernt liegt als 
von der Vermittlungsſtelle, zu deren Anſchlußbereich ſie gehört. Er wird nach dem Unterſchied 
der Luftlinienentfernung bemeſſen und beträgt für je 100 Meter des Entfernungsunterſchieds 

25 Gulden. Der Koſtenzuſchuß wird nicht erhoben, wenn im Falle der Anderung von 

Anſchlußbereichen vorhandene Anſchlüſſe auf Antrag bei der alten Vermittlungsſtelle bleiben; 

ein monatlicher Zuſchlag zu den Koſten der Inſtandhaltung der Anſchlußleitung für die 

innerhalb des 5-Kilometer-Kreifes mehr herzuſtellende Strecke; er wird nach der Luftlinie 
bemeſſen und beträgt für je 100 Meter 0,75 Gulden; 

c) ein Zuſchlag für jedes der Ausnahme⸗Hauptſtelle in Rechnung geſtellte Ortsgeſpräch; er 
beträgt bei Entfernungen von mehr als 5 bis zu 15 Kilometer 0,08 Gulden, von mehr als 
15 Kilometer 0,20 Gulden. Maßgebend iſt die nach $ 17, II für Ferngeſprächsverbindungen 
feſtgeſetzte Entfernung zwiſchen dem Ortsnetz, an deſſen Vermittlungsſtelle die Ausnahme⸗ 
Hauptſtelle geführt iſt, und dem Ortsnetz, in deſſen Anſchlußbereich ſie liegt. Ein Zuſchlag 
wird nicht erhoben, wenn dieſe Entfernung nicht mehr als 5 Kilometer beträgt. 


§ 5. Nebenanſchlüſſe 

I (1) Teilnehmerſprechſtellen, die an eine Hauptſtelle angeſchloſſen werden und bei ihr untereinander 
und mit Amtsleitungen verbunden werden können, ſind Nebenſtellen. Als Nebenſtellen gelten auch 
Mehrfachanſchluß⸗ und Reihenapparate, die in eine zu einer Nebenſtellenanlage (Abſ. 2) führende Amts⸗ 
leitung eingeſchaltet werden können. 

(2) Die zu derſelben Hauptſtelle gehörigen Nebenanſchlüſſe (Nebenſtellen, Nebenanſchlußleitungen, 
Anſchlußorgane) bilden mit der Hauptſtelleneinrichtung und etwa vorhandenen Anſchlußdoſen und Zuſatz⸗ 
einrichtungen zuſammen eine Nebenſtellenanlage. An die Nebenſtellenanlage dürfen nach näherer 
Beſtimmung der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung auch Sprechſtellen angeſchaltet werden, die nach 
ihrer Schaltung nicht mit den Amtsleitungen, aber untereinander und mit den Nebenſtellen verbunden 
werden können (Hausſtellen). In poſteigenen und teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ($ 5, II A 
und B) werden die Hausſtellen wie Nebenſtellen behandelt; in privaten Nebenſtellenanlagen ($ 5, IIC) 
unterliegen ſie mit der Abfrageſtelle der Nebenſtellenanlage den Beſtimmungen für private Fern⸗ 
meldeanlagen. 

(3) Der Teilnehmer kann in den Wohn- oder Geſchäftsräumen eines Dritten Nebenſtellen einrichten 
und an ſeine Hauptſtelle anſchließen laſſen. An Hauptanſchlüſſe, von denen aus dringende Staats- oder 
dringende Preſſegeſpräche ($ 17, VII) angemeldet werden dürfen, werden Nebenanſchlüſſe für Dritte nicht 
herangeführt, es ſei denn, daß auch der Dritte das gleiche Recht beſitzt. Ausnahme-Nebenanſchlüſſe 
$ 5, IV) und Nebenanſchlüſſe an Ausnahme⸗-Hauptſtellen ($ 2, III Abſ. 2) oder an Nebenſtellenanlagen, 
an die Ausnahme⸗Querverbindungen herangeführt ſind (8 6, VI), dürfen Dritten nicht überlaſſen werden. 

(4) An eine Nebenſtelle werden weitere Nebenſtellen nur im Falle eines beſonderen Bedürfniſſes 
nach näherer Beſtimmung der Poſt- und Telegraphenverwaltung angeſchloſſen, wenn es die vorhan- 
enen techniſchen Einrichtungen geſtatten. 


II Zuläſſig find drei Arten von Nebenſtellenanlagen: 
A Poſteigene Nebenſtellenanlagen g 
Die poſteigenen Nebenſtellenanlagen werden von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für eigene 


echnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
und werden dem Teilnehmer nur zur Benutzung überlaſſen. 


b 


— 
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B Teilnehmereigene Nebenſtellenanlagen 

(1) Die teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
hergeſtellt. Die Teilnehmer haben der Poſt- und Telegraphenverwaltung die Koſten der Herſtel⸗ 
lung zu erſtatten. Dadurch erwerben ſie das Eigentum an den Nebenſtellenanlagen. Der Eigentums⸗ 
erwerb kann ſich nur auf die Geſamtheit einer Nebenſtellenanlage erſtrecken, doch bleiben Neben- 
anſchlußleitungen nach anderen Grundſtücken in der Regel Eigentum der Poſt- und Telegraphenver- 
waltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen. 

(2) Wünſcht ein Teilnehmer ſeine poſteigene Nebenſtellenanlage durch eine teilnehmereigene Neben⸗ 
ſtellenanlage zu erſetzen, jo wird ihm in der Regel die vorhandene poſteigene Anlage zu Eigentum über- 
laſſen. Als Kaufpreis gilt der von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtgeſetzte Zeitwert der An— 
lage. Die Einführungen und Innenleitungen werden dem Teilnehmer ohne Anrechnung von Koſten 
überlaſſen. Auf Wunſch wird die Nebenſtellenanla ge ganz oder teilweiſe nach den Bedingungen des 
Abi. 1 neu hergeſtellt. 

(3) Beim Erwerb vorhandener poſteigener Nebenſtellenanlagen als teilnehmereigen werden die 
auf die unverändert übernommenen Teile der Anlage nach $ 9, II entfallenden Einrichtungsgebühren 
auf den Kaufpreis (Abi. 2) gutgerechnet. 

(4) Erweiterungen, Erneuerungen, Verlegungen und ſonſtige Anderungen der Nebenſtellenanlagen 
oder einzelner Teile derſelben dürfen nur von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung vorgenommen 
werden. Die Teilnehmer haben der Poſt- und Telegraphenverwaltung die dadurch erwachſenden Koſten 
zu erſtatten. Entbehrlich gewordene Einrichtungen werden nicht zurückgenommen, ſie können jedoch, 
ſoweit ſie brauchbar ſind, bei ſpäteren Erweiterungen in Anlagen desſelben Teilnehmers wieder ver— 
wendet werden. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann fordern, daß Nebenſtellenanlagen voll— 
ſtändig oder teilweiſe erneuert oder verändert werden, wenn ihr Zuſtand infolge Abnutzung zu Be— 
triebsſchwierigkeiten führt oder eine Anderung der Betriebsweiſe im öffentlichen Netze dies bedingt. 
Kommen die Teilnehmer dieſer Forderung nicht nach, ſo kann die Poſt- und Telegraphenverwaltung 
den Teilnehmern das Recht auf Benutzung der Nebenſtellenanlagen zum Verkehr mit dem öffentlichen 
Netze entziehen. 

(5) Die Inſtandhaltung der Nebenſtellenanlagen iſt Sache der Poſt- und Telegraphenverwaltung. 


C Private Nebenſtellenanlagen 


(1) Die privaten Nebenſtellenanlagen werden von den Teilnehmern oder in deren Auftrag durch 
Unternehmer hergeftellt und inſtandgehalten. 


(2) Die Anſchließung privater Nebenſtellenanlagen an das öffentliche Netz und die Aenderung 
von Schaltungen oder die Ausführung von Zuſatzſchaltungen bei ſolchen Anlagen bedürfen der vor— 
herigen Genehmigung der Poſt- und Telegraphen verwaltung. Für private Nebenſtellenanlagen er- 
richtet und unterhält die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung auf Antrag poſteigene Nebenanſchlüſſe und 
poſteigene Leitungen für private Nebenanſchlüſſe, wenn die Leitungen in vorhandenen Linien ohne Nach— 
teil für den Ausbau des öffentlichen Netzes hergeſtellt werden können. In privaten Nebenitellenan- 
lagen beſchafft und unterhält die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung nur die Prüfſchalter für die 
poſteigenen Anſchlüſſe und Leitungen und die für den eigenen Inſtandhaltungsdienſt bei den Haupt- 
ſtellen erforderlichen Sprechapparate und Zuführungen. Im übrigen iſt die Beſchaffung und Inftand- 
haltung der geſamten Betriebseinrichtungen Sache der Teilnehmer. Die Anſchließung privater Neben— 
ſtellen an poſteigene oder teilnehmereigene Nebenſtellenanlagen iſt nicht geſtattet. 

(3) Die privaten Nebenſtellenanlagen, Schaltungsänderungen und Zuſatzſchaltungen werden nur 
dann genehmigt, wenn ſie den von der Poſt- und Telegraphenverwaltung zugelaſſenen Schaltungen und 
den von ihr feſtgeſetzten Anforderungen entſprechen und wenn vorhandene private Leitungsverbindun— 
gen zwiſchen Sprechſtellen auf getrennten Grundſtücken den Ausbau des öffentlichen Netzes nicht be— 
einträchtigen. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung iſt befugt, jederzeit zu prüfen, ob die Anlagen 
den Genehmigungsbedingungen noch entſprechen. Iſt dies nicht der Fall, ſo haben die Teilnehmer die 
Anlagen innerhalb der ihnen hierfür zu ſtellenden Friſt auf ihre Koſten den Anforderungen der Poſt— 
und Telegraphenverwaltung entſprechend ändern zu laſſen; fie haben auch der Poſt- und Telegraphen— 
verwaltung die aus dieſem Anlaß entſtehenden Koſten für die erneute Prüfung der Anlage zu er— 
ſtatten. Laſſen die Teilnehmer die Aenderungen nicht friſtgemäß ausführen, fo kann die Poſt- und Tele⸗ 
graphenverwaltung ihnen das Recht auf Benutzung der Nebenſtellenanlagen zum Verkehr mit dem 
öffentlichen Netze entziehen. 

(4) Für jede Zulaſſung einer Schaltung, einer Schaltungsänderung oder einer Zuſatzſchaltung 
wird eine einmalige Gebühr erhoben, deren Höhe die Poſt- und Telegraphenverwaltung beſtimmt. 
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(5) Die Genehmigung zur erſtmaligen Anſchließung einer privaten Nebenſtellenanlage, zur Aen⸗ 
derung einer Schaltung oder zur Ausführung einer Zuſatzſchaltung iſt ſpäteſtens drei Wochen vorher 
bei dem Telegraphenamt oder dem Poſtamt, dem die Vermittlungsſtelle unterſteht, auf dem vorge⸗ 
ſchriebenen Formblatt zu beantragen; ein Verzeichnis der Nebenanſchlüſſe ſowie eine Zeichnung und 
Beſchreibung der zugelaſſenen Schaltung ſind beizufügen. Für die Anſchließung von Nebenſtellen an 
bereits genehmigte Anlagen genügt, wenn ſich die Schaltungen nicht ändern, eine vorherige ſchrift⸗ 
liche Anmeldung. Bei der Anſchaltung von Nebenanſchlüſſen ohne Vorwiſſen der Poſt- und Tele 
graphenverwaltung iſt dieſe, unbeſchadet einer etwaigen Verfolgung nach den Strafgeſetzen, berechtigt, 
die Beſtimmung des § 28, II anzuwenden. 

(6) Machen Betriebsänderungen oder Schaltungsänderungen bei der Vermittlungsſtelle eine 
Aenderung in den techniſchen Einrichtungen der privaten Nebenſtellenanlagen nötig, ſo ſind die Teil⸗ 
nehmer verpflichtet, die Aenderungen auf ihre Koſten rechtzeitig ausführen zu laſſen. Unterlaſſen ſie 
dies, fo kann die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ihnen das Recht auf Benutzung der Neben- 
ſtellenanlagen zum Verkehr mit dem öffentlichen Netze entziehen. 

III A Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: 
1. für jede Nebenſtelle Gulden 
a) mit gewöhnlichem Apparat oder mit Selbſtanſchluß apparat. 1,50 
b) mit Mehrfachanſchlußapparat (Rückfrageapparat) für 2 Leitungen . 2,00 
„ 3 ” As RE 2,50 
2. für die Leitung eines Nebenanſchluſſes mit gewöhnlichem Apparat, mit Selbſtanſchluß⸗ 
apparat oder mit Mehrfachanſchlußapparat für je 100 Meter der Luftlinienentfernung 
zwiſchen den Endpunkten der Leitung . „In een a, DT 334° IR 
3. für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei der Hauptſtelle durch 
Amtsleitungen belegt ſind, 
a) bei Handbetrieb der Nebenſtellenanlage 
mit nur 1 gebührenpflichtigen Anſchlußorgeg es 1,70 
„ 2—5 10 Wlußergan-e n 0208 
„ mehr als 5 15 Anſchlußorganen en e r 140 
b) bei Selbſtanſchlußbetrieb der Nebenſtellenanlage 
bis zu 25 gebührenpflichtigen S A.⸗Anſchlußorganen 1,50 
bei mehr als 25 gebührenpflichtigen SA.⸗Anſchlußorganen 2.50 
für die Handvermittlung die Gebühren unter a). 
4. bei Reihenſchaltung 
a) für jede Hauptſtelle mit einem Reihenapparat, ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Amtsleitungen . e S e e ene ene . eee eee 
b) für jede Nebenſtelle mit einem Reihenapparat, der eingerichtet iſt 
für 1, Amtsleitung „„ 4 t ee . AO 
r . Gar leid ee 
* 3 ” a he 5 4,50 
„uA bis 6, Amtsleiingen hie e A idea. IN 6,00 
c) für je 10 Meter (wirkliche Länge) der zur Verbindung der Apparate dienenden 
Leitungskabel bei Verwendung von Reihenapparaten, die eingerichtet ſind 
F . Inannir ereeee ward 
n Ai Umisleilungents. meinst mit rel 8 S e te ene 
„ 3 ” re le eier denssrlteeiden Bir de 
„ 4 bis 6 Amtsleitungen . „erde ter eä Nee seen W | 
d) für jede Linienwählerleitung, die mit der Leitung einer nicht in Reihe geſchalteten 
Nebenſtelle belegt iſt, ein Zuſchlag zu der Gebühr nach Ziffer Za von 0,50 
5. für jede Nebenſtelle eines Dritten ein Zuſchlag vbdr ns . 0,80 
6. bei beſonders koſtſpieligen Nebenſtellenanlagen, z. B. Anlagen mit Vielfachklinkenfeld, 
mit Glühlampenſchränken, mit außergewöhnlich ſtarkem Gleichzeitigkeitsverkehr, werden 
nach näherer Feſtſetzung der Poſt- und Telegraphenverwaltung ein einmaliger Koſten⸗ 
zuſchuß und eine monatliche Zuſchlaggebühr erhoben. 
B Bei teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: 
1. für die Inſtandhaltung ein Drittel der Gebühren nach A Ziffer 1 bis 4 und der monat⸗ 
lichen Zuſchlaggebühren nach A Ziffer 6, jedoch haben die Teilnehmer die Koſten der 
Stromverſorgung voll zu tragen; 


0,75 


2,50 
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2. für poſteigene Nebenanſchlußleitungen nach anderen Grundſtücken die Gebühren nach A Zif⸗ 
fer 2 oder A Ziffer 4c. Daneben ſind Einrichtungskoſten nach $ 9, I zu zahlen; 

3. für jede Nebenſtelle eines Dritten der volle Zuſchlag nach A Ziffer 5. 

C Bei privaten Nebenſtellenanlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: 

1. für jeden privaten Nebenanſchluß 1,00 Gulden; 

2. für poſteigene Nebenanſchlüſſe, Nebenanſchlußleitungen und Zuſatzeinrichtungen dieſelben Ge 
bühren wie für die gleichen Einrichtungen in poſteigenen Nebenſtellenanlagen. Daneben ſind 
Einrichtungskoſten und Apparatbeiträge nach § 9 zu zahlen; 

3. für jede Nebenſtelle eines Dritten der Zuſchlag nach A Ziffer 5. 

IV (1) Auf Antrag können Nebenſtellen an einen in einem anderen Anſchlußbereich liegenden 
Hauptanſchluß ausnahmsweiſe und widerruflich angeſchloſſen werden (Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſe). 

(2) Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſe und Nebenanſchlüſſe zu Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſen ſind nur für 
den Inhaber des Hauptanſchluſſes zuläſſig. Auch für dieſen werden Ausnahme-Nebenanſchlüſſe nicht 
hergeſtellt, wenn die Vermittlungsſtelle, in deren Anſchlußbereich die Hauptſtelle liegt, und die Ver⸗ 
mittlungsſtelle, in deren Anſchlußbereich die gewünſchte Ausnahme⸗Nebenſtelle liegt, nach der Luft⸗ 
linie gemeſſen mehr als 25 Kilometer voneinander entfernt ſind. 

(3) Ausnahme-Nebenanſchlüſſe dürfen nur zum Austauſch von perſönlichen und geſchäftlichen 
Nachrichten des Teilnehmers benutzt werden. Die gewerbsmäßige Vermittlung von Nachrichten für 
Dritte iſt unzuläſſig. 

V Bei Ausnahme-Nebenanſchlüſſen wird neben den ſonſt fälligen Gebühren für den Ausfall 
an Ferngeſprächsgebühren ein monatlicher Pauſchbetrag für jede Ausnahme⸗Nebenſtelle erhoben; er 
beträgt bei Entfernungen von mehr als 5 bis zu 15 Kilometer einſchließlich 20 Gulden, von mehr 
als 15 bis zu 25 Kilometer einſchließlich 60 Gulden. Maßgebend iſt die nach 8 17, II für Fern⸗ 
geſprächsverbindungen feſtgeſetzte Entfernung zwiſchen den Ortsnetzen, in deren Anſchlußbereichen die 
Hauptſtelle und die Ausnahme⸗Nebenſtelle liegen. Ein Pauſchbetrag wird nicht erhoben, wenn dieſe 
Entfernung nicht mehr als 5 Kilometer beträgt. 


durch techniſche Einrichtungen zu verhindern bei einer Nebenſtellenanlage, deren Inhaber zur An⸗ 
meldung dringender Staats- oder dringender Preſſegeſpräche ($ 17, Ih berechtigt iſt, es ſei denn, 
daß auch der Inhaber der anderen Nebenſtellenanlage das gleiche Recht beſitzt. 

I Die Querverbindungen werden, abgeſehen von den Ausnahmen unter III und IV, von der 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Ei⸗ 
gentum der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung über— 
laſſen (poſteigene Querverbindungen). 

III Querverbindungen, durch die teilnehmereigene Nebenſtellenanlagen auf demſelben Grundſtück 
zuſammengeſchloſſen werden, können nach Maßgabe der Beſtimmungen in $ 5, II B teilnehmereigene 
Querverbindungen werden. 

IV Die Teilnehmer können zwiſchen privaten Nebenſtellenanlagen auf demſelben Grundſtück Quer⸗ 
verbindungen auch durch Unternehmer unter den gleichen Bedingungen wie für private Nebenan⸗ 
ſchlüſſe (§S 5, II O) herſtellen und inſtandhalten laſſen (private Querverbindungen). Für private Quer- 
verbindungen werden keine Gebühren erhoben. 

Bei poſteigenen und teilnehmereigenen Querverbindungen werden monatlich folgende Gebühren 
erhoben: Gulden 

1. für den Ausfall an Geſprächsgebühren für jede Querverbindung ein Pauſchbetrag von 25,00 
Er wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte angerechnet. Er 
wird nicht erhoben, wenn die unmittelbar verbundenen Nebenſtellenanlagen auf 
demſelben Grundſtück liegen; 

2. für die Querverbindungsleitung für je 100 Meter der Luftlinienentfernung zwiſchen 

den Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen 

a) bei poſteigenen Querverbindungen FFF 0,75 
b) bei teilnehmereigenen Querverbindungen ein Drittel der Gebühr unter a). 

Die Gebühr wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte angerechnet; 
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3. für die durch eine Querverbindung belegten Teile der techniſchen Einrichtung der Neben⸗ 
ſtellenanlage 
a) in poſteigenen Nebenſtellenanlagen die gleichen Gebühren wie bei Nebenanſchlüſſen (§ 5, 
III A), 
b) in teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ein Drittel der Gebühren unter a). 


VI (1) Ausnahmsweiſe werden poſteigene Querverbindungen auch zwiſchen den Hauptſtellen von 
Nebenſtellenanlagen in den Anſchlußbereichen verſchiedener Ortsnetze zugelaſſen (Ausnahme⸗Querver⸗ 
bindungen), wenn die Antragſteller ein dringendes wirtſchaftliches Bedürfnis nachweiſen. Die Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung kann die Herſtellung von Ausnahme-Querverbindungen ablehnen, wenn 
die Ortsnetze, in deren Anſchlußbereichen die zu verbindenden Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen 
liegen, in der Luftlinie mehr als 25 Kilometer von einander entfernt ſind. 

(2) Ausnahme-Querverbindungen dürfen nur zum Austauſch von perſönlichen und geſchäftlichen 
Nachrichten der Inhaber benutzt werden. Die gewerbsmäßige Vermittlung von Nachrichten für 
Dritte iſt unzuläſſig. Auch darf die Benutzung von Ausnahme⸗Querverbindungen Dritten weder gegen 
Bezahlung noch unentgeltlich geſtattet werden. 


VI Bei Ausnahme⸗ Querverbindungen werden erhoben 


a) ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Leitung. Er wird nach der Entfernung zwiſchen den 
beiden Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen bemeſſen und beträgt für je 100 Meter bei 


einer Entfernung Gulden 
bis zu 15 Kilometer einſchließlichh ee 25 
von mehr als 15 bis zu 50 Kilometer einſchließliRhh.. 55 


vum mehr als 50 Rilometstansth in bands en ins Rebahaen ara 70 
Die Entfernungen werden nach der Luftlinie zwiſchen den Hauptſtellen der beiden Neben⸗ 
ſtellenanlagen gemeſſen. 


b) für den Ausfall an Ferngeſprächsgebühren ein monatlicher Pauſchbetrag für jede Quer⸗ 
verbindung; er beträgt bei Entfernungen Gulden 
D . TORE ER 15 
von mehr als 
e . 45 
5 5 5 enliiiungeh een ehe 135 
25,85 5 area. eu 250 
3 n0 1 ag Hchlad ud ana , nmnnn˖ un (e 300 


50 „ 100 7 Ed f Adi ad erteilt ee 
Maßgebend iſt die nach § 17, II für Ferngeſprächsverbindungen feſtgeſetzte Entfernung 
zwiſchen den Ortsnetzen, in deren Anſchlußbereichen die Hauptſtellen der Nebenſtellenanlagen 
liegen. Der Pauſchbetrag wird den Inhabern der Nebenſtellenanlagen je zur Hälfte 
angerechnet. 

c) Neben den Gebühren unter a und b werden die Gebühren nach V Ziffer 2 a und 3 erhoben, 
doch werden die Leitungen nach den Beſtimmungen unter a gemeſſen. 

VIII Ausnahme⸗Querverbindungen, durch die mehr als 25 Kilometer voneinander entfernte Haupt⸗ 
ſtellen von Nebenſtellenanlagen verbunden ſind, werden auf eine Mindeſtdauer von 5 Jahren überlaſſen. 
Fällt das Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalendermonats zuſammen, ſo endet ſie 
mit feinem Ablauf. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung iſt jedoch berechtigt, ſolche Ausnahme⸗ 
Querverbindungen ſchon vorher zum Ende eines Kalendermonats unter Einhaltung einer Friſt von 
einem Monat zu kündigen, wenn dies aus zwingenden Betriebsgründen oder mit Rückſicht auf das 
öffentliche Wohl geboten iſt. In dieſem Falle wird demjenigen, der den Koſtenzuſchuß geleiſtet hat, 
für jeden Monat, der an der Mindeſtdauer fehlt, ein Sechzigſtel des Koſtenzuſchuſſes zurückgezahlt. 
In gleicher Weiſe kann die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung verfahren, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 27, VI gegeben find. In allen anderen Fällen findet eine Rückzahlung nicht ſtatt. 

§ 7. Anſchlußdoſen 

I Bei den Haupt- und Nebenanſchlüſſen werden an Stelle der mit den Leitungen feſt verbundenen 
Sprechapparate Anſchlußdoſen zur Einſchaltung tragbarer Apparate zugelaſſen. Hauptanſchlüſſe mit 
Anſchlußdoſen müſſen mit einem beſonderen Wecker ausgerüſtet fein. Die Haupt- oder Nebenan- 
ſchlußleitung endigt an der erſten Anſchlußdoſe. Die Zahl der zu einem Haupt⸗ oder Nebenanſchluß 
gehörigen Anſchlußdoſen iſt nicht beſchränkt, doch müſſen ſie ſich in demſelben Gebäude befinden. 
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IJ Die Anſchlußdoſenanlagen werden, abgeſehen von den Ausnahmen unter III und IV, von der 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie find Ei⸗ 
gentum der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung über⸗ 
laſſen (poſteigene Anſchlußdoſenanlagen). 

III In teilnehmereigenen Nebenſtellenanlagen ($ 5, II B) müſſen Anſchlußdoſenanlagen teil⸗ 
nehmereigen ſein (teilnehmereigene Anſchlußdoſenanlagen). 

IV Bei privaten Sprechſtellen ($ 5, II C) müſſen Anſchlußdoſenanlagen privat ſein (private 
Anſchlußdoſenanlagen). 


VA Bei poſteigenen Anlagen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: Gulden 
1. für jede Anſchlußdoſore . e nen e ee e 
2. für je 20 Meter jeder Anſchlußdoſenlinie 5 18805 49045 


Maßgebend für die Gebührenberechnung iſt die Summe der Luftimienentfernungen 
zwiſchen den einzelnen Anſchlußdoſen; 
3. für jeden tragbaren Apparat gewöhnlicher Bauart, der nicht gleichzeitig als Haupt⸗ 
ſtellenapparat benutzt wird . . . 2,00 
4. für jeden mit der Anſchlußdoſenanlage verbundenen beſonderen Wecker die Gebühren 
nach $ 8, VA Ziffer 8 oder 9. 
B Bei teilnehmereigenen Anlagen wird für die Inſtandhaltung ein Drittel der Gebühren 
unter A erhoben. 
C Bei privaten Anlagen wird für jedes mit einer privaten Anſchlußdoſenlinie verbundene An⸗ 
ſchlußorgan die Gebühr für einen privaten Nebenanſchluß nach § 5, III C Ziffer 1 erhoben. 


§ 8. Zuſatzeinrichtungen 

I Einrichtungen, die über die von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtgeſetzte Regelausſtat⸗ 
tung der Anſchlüſſe hinausgehen, ſind Zuſatzeinrichtungen. Sie ſind für gewöhnlich nur auf dem Grund— 
ſtück der Sprechſtelle zuläſſig, zu der fie gehören. Auf anderen Grundſtücken werden ſie nur zugelaſſen, 
wenn Betriebsſchwierigkeiten daraus nicht zu befürchten ſind. 

II d) Bei poſteigenen Sprechſtellen werden die Zuſatzeinrichtungen im allgemeinen von der Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten. Sie ſind Eigentum 
der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und werden den Teilnehmern nur zur Benutzung überlaſſen 
(poſteigene Zuſatzeinrichtungen). 

(2) Ausnahmsweiſe ſchaltet die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung gegen Erſtattung der Selbit- 
koſten ($ 9,1) auch beſtimmte, vom Teilnehmer beſchaffte private Zuſatzeinrichtungen an poſteigene 
Sprechſtellen an. Die Zuſatzeinrichtungen gehen nicht in das Eigentum der Poſt- und Telegraphenver- 
waltung über; der Teilnehmer hat für ihre Injtandhaltung zu ſorgen. 

III (1) Bei teilnehmereigenen Sprechſtellen (§ 5, II B) müſſen Zuſatzeinrichtungen im allgemeinen 
teilnehmereigen ſein (teilnehmereigene Zuſatzeinrichtungen). 

(2) Ausnahmsweiſe ſchaltet die Poſt- und Telegraphenverwaltung gegen Erſtattung der Selbſt⸗ 
koſten ($ 9, I) auch beſtimmte, vom Teilnehmer beſchaffte private Zuſatzeinrichtungen an teilnehmer- 
eigene Sprechſtellen an. Der Teilnehmer hat für die Inſtandhaltung dieſer Zuſatzeinrichtungen zu 
ſorgen. 

IV Bei privaten Sprechſtellen (S 5, II C) müſſen Zuſatzeinrichtungen privat fein (private Zu- 
ſatzeinrichtungen); ausgenommen find die für Amtsleitungen und ſonſtige poſteigene Leitungen be- 
ſtimmten Prüfſchalter und Prüfſchränke, die als poſteigene Zuſatzeinrichtungen von der Poſt⸗ und Te⸗ 
legraphenverwaltung hergeſtellt und inſtandgehalten werden. 

V A Bei poſteigenen Zuſatzeinrichtungen werden monatlich folgende Gebühren erhoben: Gulden 


1. für einen Wechſelſchalter (Schalter mit zwei eee ER 
2. für einen zweiten Fernhörer gewöhnlicher Art. .. W 
3. für einen Kopffernhörer . . . 0,40 
4. für einen mit Wechſelſchalter angeſchlofſenen zweiten Sprechapptktat gewöhnlicher 

Ark neten der Gebühr unter Jeet . 2,00 
5. für ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhöreeeeeeeeerkr . 1000 
6. für eine zweite Hörvorrichtung am Kopffern hört 0,20 
7. für einen Handapparat (Mitrotelephbon) > 222 0,80 
. . . Jadl un dnidın, veutOLAO 
9 r . . nA 
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Gulden 
10. für eine Fallſcheibe (Klappenrelais j 0,40 
11. für einen beſonderen Kurbelinduktor . „ Fur 00 


12. für eine Rufſtromeinrichtung (Polwechſler oder beſondere Rufſtromleitung) 2,00 
13. für einen Ticker (Vorrichtung in einer Nebenſtellenanlage, die anzeigt, ob bei der 
Hauptſtelle mitgehört wird:: „„ m 
14. für einen Summer, der in Linienwählerleitungen von Reihenanlagen anzeigt, daß 
ein Nebenanſchluß mit gewöhnlichem Apparat (Außennebenanſchluß) oder eine Quer⸗ keine 
e eee f . . Gebühr 
15. für Mithöreinrichtungen (einſchließlich etwaiger beſonderer Sperrzeichen in der 
Mithörſtelle), für jede Stelle und für jede Dettum 
16. für je zwei Meter Leitungsſchnur, ſoweit die Schnurlänge 2 Meter überſteigt, für 
je 20 Adern oder einen Teil davockk n 0,10 
17. für die Stromverſorgung von Weckern, die an Fallſcheiben angeſchloſſen ſind, die 
vollen Koſten; 
18. für die Leitung nach Zuſatzeinrichtungen auf einem anderen Grundſtück als dem 
der Sprechſtelle, zu der ſie gehören, oder für Außenleitungen auf dem Grund- 
ſtück der Sprechſtelle die Gebühren nach $ 5, III A Ziffer 2 oder 4c. 

B Bei teilnehmereigenen Zuſatzeinrichtungen wird für die Inſtandhaltung ein Drittel der Ge⸗ 
bühren nach A Ziffer 1 bis 16 und Ziffer 18 erhoben; die Koſten nach A Ziffer 17 ſind voll zu ent⸗ 
richten. 

C Für private Zuſatzeinrichtungen werden bei privaten Sprechſtellen keine Gebühren erhoben. Bei 
privaten Zuſatzeinrichtungen, die ausnahmsweiſe an poſteigene und teilnehmereigene Sprechſtellen an⸗ 
geſchaltet worden find (II Abſ. 2 und III Abſ. 2), kann die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung monat⸗ 
liche Gebühren für die Mehrleiſtung bei der Prüfung der Sprechſtellen verlangen. 


0,80 


0,20 


§ 9. Einrichtungsgebühren 
I Bei der Herſtellung von poſteigenen Teilnehmereinrichtungen werden die Selbſtkoſten für Arbeiten 
und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt, die der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung beim Teilnehmer durch die 
Herſtellung der Einführungen und Innenleitungen ſowie durch die Anbringung der Apparate er⸗ 
wachſen — Einrichtungskoſten —. Wie die Selbſtkoſten zu berechnen find, beſtimmt die Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung. 

II. Für nachfolgende unter 1—6 aufgeführte Einrichtungen werden jedoch feſte einmalige Ein⸗ 
richtungsgebühren erhoben, die ſowohl Einrichtungskoſten (I) als auch Apparatbeiträge für die Apparate 
bei der Sprechſtelle und bei der Vermittlungsſtelle enthalten. Dieſe Gebühren betragen: Gulden 

1. für jeden Hauptanſchluß. Ries 75 

2. bei Nebenſtellenanlagen 

A VV bb 30 
für jede Nebenſtelle, die außerhalb des Gebäudes des Hauptanſchluſſes liegt, Zuſchlag 30 
b) für jedes belegte Anſchlußorgan, abgeſehen von denen, die bei der Hauptſtelle durch 
Amtsleitungen belegt werden, 
bei Handbetrieb der Nebenſtellenanlage 


für das 1. bis 5. Anſchlußorgan 30 
für das 6. bis 20. Anſchlußorgan 25 
für jedes weitere Anſchlußorgan A 20 
bei Selbſtanſchlußbetrieb der Nebenſtellenanlage Wbt ach 
3. bei Sprechſtellen mit Mehrfachanſchlußapparat neben der Gebühr unter Ziff. 1 oder 2a 
für jeden Mehrfachanſchlußapparat 
,, N Ren 15 
b) „ 3 r, EN 
4. bei Reihenanlagen neben der Gebühr unter Ziffer 1 oder 2 
a) für jeden Reihenapparat, der eingerichtet iſt 
en, e ee 30 
Fe, ee nl, a 50 
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b) für jede Linienwählerleitung, die mit der Leitung einer nicht in Reihe geſchalteten Gulden 
Nebenſtelle oder mit einer Querverbindung belegt iſt, ein Zuſchlag zu der Gebühr 


nach Ziffer 2b von. c 12 
5. bei Anſchlußdoſenanlagen neben der Gebühr für die Sprechſtelle nach Ziffer 1 oder 2 a 
CoC PPP 4 
6. bei Zuſatzeinrichtungen (§ 8, AV) 

a) für einen Wechſelſchalter . 5 3 
b) „ „ zweiten Fernhörer gewöhnlicher Art 6 
c) „ „ Kopffernhörer . eee e e fi 
d) „ „ zweiten Sprehappardt . - 2 2 22 2. . 30 
e) „ ein Bruſtmikrophon mit Kopffernhörer e 15 
f) „eine zweite Hörvorrichtung am Kopffernhörer . 35 5 
„ Tb ee eee eee, ee 15 
„ e Gere ee Ts ala e 6 
h FFV 12 
B N ( ( UN 10 
) „ einen beſonderen Kurbelindukto > 2 2 2 2 2. Alan DER EEE EL 15 
r ee EVEN NER. 40 
e et ERTL N te LEITER MEERE 20 
r U se N . eee eee 5 
p) „ Mithöreinrichtungen für jede Stelle und für CCC 6 
q) „ jedes volle oder angefangene Meter Leitungsſchnur, ſoweit die Schnurlänge 

2 Meter überſteigt, für je 20 Adern oder einen Teil davon . . F nn 0,60 


III Der Teilnehmer erwirbt durch die Zahlung von Einrichtungsgebühren kein Eigentumsrecht an 
den Einrichtungen. 


$ 10. Zuſchläge für Leitungen außerhalb des 5⸗Kilo meter-Kreiſes und Koſtenzuſchüſſe für beſonders koſt⸗ 
ſpielige Leitungen und techniſche Einrichtungen 

I Bei Hauptanſchlüſſen, die ſich über den 5-Kilometer-Kreis der Vermittlungsſtelle, an die ſie her— 
angeführt ſind, hinaus erſtrecken, wird für die außerhalb des 5-Kilometer-Kreiſes liegende Leitung 
ein Zuſchlag erhoben. Er wird nach der Luftlinien entfernung zwiſchen der Vermittlungsſtelle und der 
Hauptſtelle bemeſſen und beträgt für je 100 Meter der überſchießenden Entfernung monatlich 0,75 Gulden. 

II (1) Für Leitungen auf dem Grundſtück der Sprechſtelle, deren Herſtellung infolge örtlicher Ver⸗ 
hältniſſe oder infolge von Sonderwünſchen des Teilnehmers gegenüber den für gewöhnlich aufzuwen⸗ 
denden Beträgen Mehrkoſten verurſacht, hat der Teilnehmer einen einmaligen Koſtenzuſchuß in Höhe 
der Mehrkoſten zu entrichten. Für Leitungen außerhalb des Grundſtücks der Sprechſtelle hat der 
Teilnehmer einen Koſtenzuſchuß nur dann zu zahlen, wenn bei Herſtellung der Leitungen außergewöhn⸗ 
liche Geländeſchwierigkeiten, z. B. hohe Berge, Seen, breite Flüſſe, zu überwinden oder zu umgehen 
ſind; in dieſem Falle hat er außerdem die Mehrkoſten der Inſtandhaltung zu erſtatten. 

(2) Müſſen zur Herſtellung einer Leitung mehr als fünf Stangen neu aufgeſtellt werden, ſo 
haben die Antragſteller als Zuſchuß zu dem Aufwand für die neue Linie die Koſten für die Stangen 
und ihre Aufſtellung zu erſetzen. Die erſten fünf Stangen bleiben außer Anſatz. Der Teilnehmer 
erwirbt durch die Zahlung des Zuſchuſſes kein Eigentumsrecht an den Stangen und keinen Anſpruch 
auf volle oder anteilmäßige Erſtattung des Koſtenzuſchuſſes im Falle der Aufhebung ſeiner Anlagen 
oder im Falle der Mitbenutzung des Geſtänges für andere Leitungen. 

IM Für techniſche Einrichtungen, deren Beſchaffung infolge ihrer von der Regelausſtattung ab- 
weichenden Bauart Mehrkoſten verurſacht, hat der Teilnehmer einen einmaligen Koſtenzuſchuß in Höhe 
der Mehrkoſten zu zahlen; außerdem hat er die Mehrkoſten der Inſtandhaltung zu erſtatten. 


§ 11. Fernſprechteilnehmer 

Fernſprechteilnehmer, d. h. Inhaber von Hauptanſchlüſſen, können ſein: natürliche und juriſtiſche 
Perſonen, Handelsgeſellſchaften, auch ſoweit ſie nicht juriſtiſche Perſonen find, öffentliche Behörden 
und Anſtalten des öffentlichen Rechtes ſowie nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen (3. B. nicht ein⸗ 
getragene Vereine, Geſellſchaften nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch), die einen außerhalb der Benutzung 
der Fernſprechanlagen liegenden Zweck befolgen. Vereinigungen von Perſonen, Firmen uſw., die ſich 
lediglich in der Abſicht zuſammentun, Fernſprecheinrichtungen gemeinſam zu benutzen, ſind zuläſſig; 
Teilnehmer ſind in ſolchen Fällen diejenigen, in deren Räumen ſich die Hauptſtellen befinden. Der In⸗ 


— 
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haber eines Hauptanſchluſſes iſt auch Inhaber der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe; Dritte, denen 
die Inhaber von Hauptanſchlüſſen Nebenanſchlüſſe überlaſſen, ſind nicht Teilnehmer. 


§ 12. Herſtellung der Anſchlüſſe 

1 Die Anträge auf Herſtellung von Hauptanſchlüſſen, Nebenanſchlüſſen und Querverbindungen 
müſſen auf dem vorgeſchriebenen Formblatt eingereicht werden. Werden ſolche Anträge oder Anträge 
auf Anbringung von Anſchlußdoſen oder Zuſatzein richtungen vor der Uebergabe der beantragten Ein- 
richtung zurückgezogen, ſo hat der Antragſteller der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung etwa von ihr 
ſchon aufgewendete Koſten zu erſtatten. 

II (1) Wer die Herſtellung eines Haupt- oder eines Nebenanſchluſſes beantragt, hat nach näherer 
Beſtimmung der Poſt- und Telegraphenverwaltung die ſchriftliche Genehmigung des Grundſtückseigen⸗ 
tümers zur Benutzung des anzuſchließenden Grundſtücks und der darauf befindlichen Gebäude für die 
Einführung der Leitungen und für die Einrichtung der Sprechſtellen beizubringen. Die Genehmigung 
hat ſich auch auf die Anbringung aller zur Herſtellung, Inſtandhaltung und Erweiterung des Tele⸗ 
graphen⸗ und Fernſprechnetzes erforderlichen Vorrichtungen (Geſtänge, Stützen, Kabel nebſt Zubehör 
uſw.) zu erſtrecken. Das Vorliegen der Genehmigung des Eigentümers iſt Bedingung für die Herſtellung 
der Anſchlüſſe. 

(2) Ausbeſſerungsarbeiten, die in den Innenräumen infolge der Herſtellung, Veränderung oder 
Aufhebung von Fernſprecheinrichtungen erforderlich werden, ſind Sache des Teilnehmers. 

III Die Poſt-⸗ und Telegraphenverwaltung kann die Herſtellung von Anſchlüſſen von der Voraus- 
zahlung der für das Ortsnetz geltenden Grundgebühr (§ 4, II) für 12 Monate abhängig machen. Iſt 
ein früherer Anſchlußinhaber mit ſeinen Verpflichtungen im Rückſtand, ſo wird ihm ein neuer Anſchluß 
erſt nach deren Erfüllung gewährt. 

IV (1) Die Anträge auf Herſtellung neuer und auf Erweiterung beſtehender Anſchlüſſe werden 
nach beſtimmten Bauplänen in der Regel nach der Reihenfolge ihres Eingangs erledigt. 

(2) Auf Verlangen des Teilnehmers können jedoch Anträge mit Vorrang berückſichtigt werden, 
wenn der Teilnehmer ein dringendes Bedürfnis nachweiſt. Für die Berückſichtigung mit Vorrang wird 
ein Zuſchlag in Höhe von 50 vom Hundert zu den Einrichtungskoſten nach § 9, I bezw. zu den feſten 
Einrichtungsgebühren nach $ 9, II erhoben. Bei teilnehmereigenen Einrichtungen, die von der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung ſelbſt hergeſtellt werden, wird für die Vorrangbehandlung neben den nach $ 5, 
II B zu erſtattenden Koſten der gleiche Betrag als Zuſchlag erhoben, der bei poſteigenen Einrichtungen 
für die Vorrangbehandlung zu zahlen wäre. 

V Der Teilnehmer hat kein Recht auf Ueber laſſung von Apparaten einer beſtimmten Ausfüh⸗ 
rung. 
VI Die Teilnehmer müſſen den Beauftragten der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, die ſich ord⸗ 
nungsmäßig ausweisen, Zutritt zu den Räumen gewähren, in denen ſich Fernſprecheinrichtungen für 
den Teilnehmer befinden. 
§ 13. Verlegung. Umwandlung, Austauſch und kleinere Arbeiten an den Fernſprecheinrichtungen der 

Teilnehmer ſowie Aebertragungen 

I Eine Verlegung liegt vor, wenn auf Antrag Fernſprecheinrichtungen desſelben Teilnehmers oder 
Teile davon nach einer anderen Stelle in demſelben Ortsnetz verbracht werden. Eine Verlegung nach 
dem Grundſtück eines anderen Ortsnetzes iſt zuläſſig, wenn Hauptſtellen an ihre bisherige Vermitt⸗ 
lungsſtelle und Nebenſtellen an ihre bisherige Hauptſtelle angeſchloſſen bleiben. Verlegungen, bei denen 
Regel-Anihlüffe zu Ausnahme⸗Anſchlüſſen werden, ſind nur zuläſſig, wenn die Vorausſetzungen für 
die Herſtellung von Ausnahme⸗Anſchlüſſen nach § 2, III oder 5, IV erfüllt ſind. Die Anträge auf 
Verlegung von Sprechſtellen müſſen auf dem vor geſchriebenen Formblatt eingereicht werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen im 8 12, II gelten finngemäß auch für Verlegungen. 

I Eine Umwandlung liegt vor, wenn auf Antrag ein Hauptanſchluß mit einer anderen Vermitt⸗ 
lungsſtelle, ein Nebenanſchluß mit einem anderen Hauptanſchluß und eine Querverbindung mit einer 
anderen Nebenſtellenanlage verbunden wird, wenn auf Antrag ein Hauptanſchluß als Nebenanſchluß an 
einen Hauptanſchluß oder ein Nebenanſchluß als Hauptanſchluß an eine Vermittlungsſtelle angeſchaltet 
wird. Umwandlungen, bei denen Anſchlüſſe oder Querverbindungen Ausnahme⸗Anſchlüſſe oder Aus⸗ 
nahme⸗Querverbindungen werden, ſind nur zuläſſig, wenn die Vorausſetzungen für die Herſtellung ſol⸗ 
cher Einrichtungen nach $ 2, III, 5, IV oder 6, VI erfüllt ſind. Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten 
auch für Einrichtungen verſchiedener Teilnehmer oder Antragſteller. In dieſem Falle muß der Antrag 
von den Beteiligten gemeinſam geſtellt werden. 
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III Ein Austauſch liegt vor, wenn auf Antrag bei einer Sprechſtelle oder Nebenſtellenanlage vor- 
handene Fernſprecheinrichtungen durch andere Fernſprecheinrichtungen erſetzt werden. Der Teilnehmer 
hat keinen Anſpruch auf die Auswechſlung von Apparaten gegen Apparate einer beſtimmten Ausfüh⸗ 
rung ($ 12, V). 

IV (1) Die Verlegung eines Haupt- oder Nebenanſchluſſes koſtet: 


bei Verlegung nach einem anderen Gebäude . . 40 Gulden, 
bei Verlegung innerhalb desſelben Gebäudes . . 15 Nac, 
bei Verlegung innerhalb desſelben Raumes. . 10 5 


Für die Verlegung von Anſchlußorganen, die zuſammen mit der Hauptſtelle verlegt werden, 
ſind 7 Gulden für jedes Anſchlußorgan zu erheben; handelt es ſich hierbei jedoch um Anſchlußorgane 
außenliegender Nebenſtellen, deren Leitungseinführung in das Gebäude der Hauptſtelle geändert 
wird, ſo gelten die Gebührenſätze für Anſchlußorgane nach § 9, II. Wird ein Nebenanſchluß, der 
ſich in dem Raum des Hauptanſchluſſes befindet, zuſammen mit dem Hauptanſchluß nach einem an— 
dern Raum des Gebäudes oder nach einem Raum außerhalb des Gebäudes verlegt, ſo koſtet die Ver— 
legung des Nebenanſchluſſes 10 Gulden. Wird ein Nebenanſchluß, der ſich in dem Gebäude des Haupt⸗ 
anſchluſſes befindet, zuſammen mit dem Hauptanſchluß nach einem anderen Gebäude verlegt, ſo koſtet 
die Verlegung des Nebenanſchluſſes 15 Gulden. Für die Verlegung eines außerhalb des Gebäudes des 
Hauptanſchluſſes liegenden Nebenanſchluſſes nach dem Gebäude des Hauptanſchluſſes, wodurch der au— 
benliegende Nebenanſchluß zu einem innenliegenden wird, ſind 30 Gulden zu entrichten. Für die ſonſtige 
Verlegung, die Umwandlung oder den Austauſch von poſteigenen Fernſprecheinrichtungen ſowie für 
kleinere Arbeiten an den poſteigenen Fernſprechein richtungen des Teilnehmers, wie das Abnehmen 
und Wiederanbringen von Apparaten und Innenleitungen, die Beſeitigung von Schäden, für die 
der Teilnehmer aufzukommen hat, werden die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe in ſinngemäßer 
Anwendung des $ 9, I in Rechnung geſtellt. Für die gleichzeitige Beſeitigung gekündigter Fernſprechein⸗ 
richtungen werden keine Koſten angerechnet. 

(2) Wird aus Anlaß einer Veränderung nach I — ſoweit nicht nach Abſ. 1 Pauſchalſätze anzu— 
rechnen ſind —, II und III an Stelle einer vorhandenen Fernſprecheinrichtung eine andere herge— 
ſtellt, für die nach $ 9, II eine höhere feſte Einrichtungsgebühr zu entrichten wäre, jo werden die 
Selbſtkoſten nach $ 9, I, mindeſtens jedoch ein Betrag in der Höhe des Unterſchieds zwiſchen den feſten 
Einrichtungsgebühren für die bisherige Einrichtung und für die neue Einrichtung, erhoben. Bei der 
Berechnung des Unterſchieds ſind für beide Einrichtungen die Sätze des § 9, II zugrunde zu legen. 
Iſt die feſte Einrichtungsgebühr für die neue Einrichtung niedriger, ſo wird der Unterſchied nicht 
zurückgezahlt. 

Werden auf Wunſch Apparate gegen ſolche einer anderen Ausführung ausgewechſelt, ſo kann 
die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für die vorzeitige Erneuerung neben den Ausbwechſlungskoſten 
nach Abſ. 1 einen Koſtenzuſchuß erheben. 

(3) Sind an einer Umwandlung verſchiedene Teilnehmer beteiligt oder wird dabei ein neues 
Teilnehmerverhältnis begründet, ſo müſſen die nach Abſ. 1 und 2 fällig werdenden Beträge von dem 
Teilnehmer gezahlt werden, der die durch die Umwandlung des Anſchluſſes geſchaffene neue Einrich— 
tung innehat. 

(4) Werden bei Verlegungen oder Umwandlungen Anſchlüſſe oder Querverbindungen zu Aus- 
nahme⸗Hauptanſchlüſſen oder Ausnahme-Querverbindungen oder verlängert ſich bei Verlegung von 
Ausnahme⸗Hauptanſchlüſſen oder Ausnahme-Querverbindungen die Leitungsſtrecke, für die ein Koſten⸗ 
zuſchuß zu zahlen iſt, ſo wird neben den Beträgen nach Abſ. 1 und 2 für je 100 Meter der außerhalb 
der Gebäude neu erforderlich werdenden Leitung ein einmaliger Koſtenzuſchuß nach dem Satze erhoben, 
der bei Neueinrichtungen für eine Anlage gleicher Geſamtausdehnung zu zahlen iſt. Die Länge der 
neuen Leitungsſtrecke wird nach der Luftlinienentfernung zwiſchen ihren Endpunkten bemeſſen. In 
keinem Falle wird mehr erhoben, als zu entrichten wäre, wenn der Ausnahme-Hauptanſchluß oder die 
Ausnahme⸗Querverbindung in der Geſamtausdehnung neu hergeſtellt würde. 

(5) Die Beſtimmungen im $ 10 finden ſinn gemäß Anwendung. 

V (1) Eine Uebertragung liegt vor, wenn ein Dritter als Nachfolger in Wohn- oder Geſchäfts⸗ 
räumen oder als Geſchäftsnachfolger an Stelle des bisherigen Anſchlußinhabers in das Teilnehmer⸗ 
verhältnis eintritt oder neben dem bisherigen Anſchlußinhaber als weiterer Teilnehmer hinzutritt. Eine 
Uebertragung liegt ferner vor, wenn mehrere Perſonen Anſchlußinhaber find und eine oder ein Teil 
von ihnen aus dem Teilnehmerverhältnis ausſcheidet. 

(2) Die Uebertragung bedarf der Genehmigung der Poſt- und Telegraphenverwaltung; die Ge⸗ 
nehmigung muß unter Benutzung des vorgeſchriebenen Formblatts beantragt werden. Eine Geneh⸗ 
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migung iſt nicht erforderlich, wenn das Teilnehmerverhältnis im Wege der Geſamtrechtsnachfolge über- 
geht, wenn durch Nechtsgeſchäft ein Dritter als weiterer Teilnehmer hinzutritt oder wenn aus dem 
Kreiſe mehrerer in einem Teilnehmerverhältnis vereinigten Perſonen eine oder mehrere von ihnen aus⸗ 
ſcheiden. In den Fällen, in denen eine Genehmigung nicht erforderlich iſt, muß der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung binnen einem Monat Anzeige gemacht werden. Verſtößt der Teilnehmer gegen die 
Beſtimmungen dieſes Abſatzes, jo kann die Poſt- und Telegraphenverwaltung nach 8 28, II verfahren. 

(3) Für die Gebühren, die bis zum Zeitpunkt der Uebertragung fällig geworden, aber noch nicht 
bezahlt ſind, haften der Uebertragende und der neue Teilnehmer als Geſamtſchuldner. Wer den An⸗ 
ſchluß auf Grund einer genehmigungspflichtigen, aber von der Poſt- und Telegraphenverwaltung nicht 
genehmigten Uebertragung benutzt, haftet für diewährend der Dauer der Benutzung fällig gewor⸗ 
denen Gebühren und für die während dieſer Zeit aus § 29, I entſtandenen Erſatzpflichten neben dem 
Teilnehmer als Geſamtſchuldner. 

(4) Für jede genehmigungspflichtige Uebertragung wird eine Gebühr von 10 Gulden erhoben. 
Dieſe Gebühr muß auch entrichtet werden, wenn bei Nebenanſchlüſſen Dritter ein Wechſel in der Per⸗ 
ſon eintritt. 

VI Der Teilnehmer hat keinen Anſpruch auf die Ausführung von Veränderungen nach I, II und 
III oder von kleineren Arbeiten nach IV Abſ. 1 zu einem beſtimmten Zeitpunkt. Die Anträge werden 
in der Regel nach der Reihenfolge ihres Eingangs erledigt. Auf Verlangen des Teilnehmers können 
jedoch Anträge mit Vorrang berückſichtigt werden, wenn der Teilnehmer ein dringendes Bedürfnis nachweiſt. 
Für die Berückſichtigung mit Vorrang wird ein Zuſchlag in Höhe von 50 vom Hundert zu den nach 
IV Abſ. 1 anzurechnenden Beträgen erhoben. Bei teilnehmereigenen Einrichtungen wird für die Vor⸗ 
rangbehandlung neben den nach $ 5, II B zu erſtattenden Koſten der gleiche Betrag als Zuſchlag 
erhoben, der bei poſteigenen Fernſprecheinrichtungen für die Vorrangbehandlung zu zahlen wäre. 

VII Wird ein Antrag auf Veränderung nach I, II und III vor der Ausführung zurückgezogen, 
lo hat der Antragſteller der Polt- und Telegraphenverwaltung etwa von ihr ſchon aufgewendete 
Koſten zu erſtatten. 

§ 14. Amtliches Fernſprechbuch 

I Für die Ortsnetze wird ein Verzeichnis der Teilnehmer (amtliches Fernſprechbuch) nach näherer 
Beſtimmung der Poft- und Telegraphenverwaltung aufgeſtellt. 

II (1) Von Amts wegen werden in das amtliche Fernſprechbuch die Inhaber von Hauptan⸗ 
ſchlüſſen und die Dritten, denen fie Nebenanſchlüſſe überlaſſen (8 5, I Abſ. 3), nach der Buchſtaben⸗ 
folge eingetragen. Auf Verlangen kann die Eintragung unterbleiben. Die Eintragung umfaßt den 
Namen, den Stand, den Beruf oder die Geſchäfts bezeichnung, die Lage der Sprechſtelle nach Straße 
und Hausnummer ſowie die Rufnummer, für beſtimmte große Orte auch die Zuſtellpoſtanſtalt. Ferner 
wird auf Wunſch die Sprech- oder Geſchäftszeit eingetragen. Ein Anſpruch auf Eintragung von Ne⸗ 
benanſchlüſſen des Hauptanſchlußinhabers beſteht nicht. Solche Eintragungen werden nur in beſchränk⸗ 
tem Umfang nach näherer Beſtimmung der Poſt- und Telegraphenverwaltung aufgenommen. 

(2) Außer den von Amts wegen vorzunehmenden Eintragungen können auf Antrag Hinweiſe 
und Eintragungen an anderer Stelle nach Maßgabe der Beſtimmungen im Abſ. 1 zugelaſſen werden. 

erner können auf Antrag nach dem Ermeſſen der Poſt- und Telegraphenverwaltung auch Perſonen, 
irmen uſw. eingetragen werden, die Teilnehmerein richtungen mitbenutzen ($ 11). 
S) Für die Eintragung find im allgemeinen die Angaben des Teilnehmers maßgebend, doch 
iſt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung berechtigt, Verſtöße gegen die Rechtſchreibung und Fremd— 
wörter auszumerzen, allgemein verſtändliche Abkürzungen anzuwenden und aus Betriebsrückſichten Hin- 
weiſe oder eine andere Faſſung behufs zweckmäßiger Einreihung in die Buchſtabenfolge zu verlangen. 

III (1) Bei den von Amts wegen vorzunehmenden Eintragungen (II Abſ. 1) werden für jeden 

Hauptanſchluß oder Nebenanſchluß eines Dritten drei aufeinanderfolgende Druckzeilen unentgeltlich zur 
erfügung geſtellt. Für jede weitere Zeile werden 3 Gulden erhoben. Die Gebühr iſt für jede Auf⸗ 
age zu entrichten. N 

(2) Die Gebühr nach Abſ. 1 wird für jede Zeile eines Hinweiſes, einer Eintragung an anderer 
Stelle oder einer Eintragung von Perſonen, Firmen uſw. erhoben, die Teilnehmereinrichtungen mitbe- 
nutzen (II Abſ. 2). 

(3) Der Zeitpunkt des Abſchluſſes der Vorarbeiten für die Neuausgabe des amtlichen Fern⸗ 
ſprechbuchs wird rechtzeitig vorher bekanntgegeben. Er iſt maßgebend für die Fälligkeit der im ud). 
U und 2 feſtgeſetzten Gebühren. Gebührenpflichtige Eintragungen, deren Wegfall oder Aenderung nicht 
päteſtens bis zu dieſem Zeitpunkt beantragt wird, werden unter Berechnung der beitimmungsmäßi- 
gen Gebühr in die neue Auflage übernommen. 
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IV (1) Das amtliche Fernſprechbuch wird in der Regel alljährlich neu aufgelegt. Für jeden 
Hauptanſchluß und für jeden Nebenanſchluß eines Dritten (§ 5, I Abſ. 3) wird das Buch bei der 
erſtmaligen Uebergabe des Anſchluſſes unentgeltlich geliefert. Es bleibt bis zur nächſten Auflage Eigen- 
tum der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

(2) Weitere Bücher ſind bei den in den Vorbemerkungen des amtlichen Fernſprechbuchs ange— 
gebenen Dienſtſtellen käuflich. 

§ 15. Sffentliche Sprechſtellen 

I Sprechſtellen, die von jedermann zur Führung von Geſprächen benutzt werden können, find öf- 
fentliche Sprechſtellen; die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung beſtimmt, ob und in welcher Form 
ſie errichtet und wohin ſie angeſchloſſen werden. Oeffentliche Sprechſtellen können ſich befinden 

a) bei Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten, 

b) an Orten ohne Telegraphenanſtalt in den von der Gemeinde zur Verfügung geſtellten 
Räumen (gemeindliche öffentliche Sprechſtellen), 

c) an anderen geeigneten Stellen auf Straßen und Plätzen und in öffentlichen Gebäuden. 

II Gemeindliche öffentliche Sprechſtellen werden ohne Prüfung des Bedürfniſſes auf Antrag der 
Gemeindevertretung errichtet. Münzfernſprecher, Nebenſtellen und Zuſatzeinrichtungen, ausgenommen 
zweite Fernhörer und Wecker, werden nicht angebracht. Einrichtungsgebühren ($ 9) und laufende Ge— 
bühren werden nicht erhoben, die Gemeinde muß ſich aber verpflichten 

a) für die Wahrung des Telegraphen- und Fernſprechgeheimniſſes nach Möglichkeit zu ſorgen; 

b) unentgeltlich: einen geeigneten Raum zur Verfügung zu ſtellen, die Sprechſtelle unter 
Einziehung der beſtimmungsmäßigen Gebühren ohne Zuſchlag zu bedienen, Telegramme von 

jedermann anzunehmen und weiterzugeben, Telegramme für Perſonen, die ſich innerhalb des 
von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Zuſtellbereichs aufhalten, aufzunehmen 
und zuzuſtellen, ſolche Perſonen zu Geſprächen herbeizurufen oder kurze Nachrichten von 
auswärts an ſie zu übermitteln, die tägliche Bekanntgabe der Zeit und Kreistelegramme ent— 
gegenzunehmen und den Unfallmeldedienſt zu beſorgen; 

c) eine Mindeſteinnahme an Orts- und Ferngeſprächsgebühren (ohne Nebengebühren) von 
10 Gulden für den Monat zu gewährleiſten, für die aufgekommenen Telegraphen- und Fern⸗ 
ſprechgebühren zu haften, die Sprechſtelle auch im Falle einer Erhöhung der Gebühren und 
der Mindeſteinnahme mindeſtens ein Jahr zu behalten und bei Verlegungen die Gebühren 
nach $ 13, IV Abſ. 1 zu zahlen. Fällt das Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem Ablauf 
eines Kalendermonats zuſammen, ſo endet ſie mit deſſen Ablauf; 
bei heſonders koſtſpieligen Leitungen und techniſchen Einrichtungen die Mehrkoſten nach § 10, 
II Abſ. 1 und III und bei neuen Linien einen Zuſchuß in Höhe der Hälfte des nach 8 10 
II Abſ. 2 anzurechnenden Betrags zu zahlen. 

III Für Geſpräche, die von öffentlichen Sprechſtellen aus geführt werden, ſind im Ortsverkehr 
20 P, im Fernverkehr auf Entfernungen bis zu 5 Kilometer einſchließlich ebenfalls 20 P, im übrigen 
Fernverkehr die gleichen Gebühren zu entrichten, die für gleichartige, von Teilnehmerſprechſtellen aus— 
gehende Geſpräche zu erheben ſind. Die Poſt- und Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Ortsgeſpräche 
nach einer Dauer von 15 Minuten durch Trennung der Verbindung zu beenden, wenn der Betrieb 
es erfordert. Im Fernverkehr ſind dringende Preſſegeſpräche unter den von der Poſt- und Telegra⸗ 
phenverwaltung feſtgeſetzten Bedingungen gegen die Gebühr für gewöhnliche Geſpräche zuläſſig (§ 17. 
II Abſ. 3 und VII). 

IV Die Gebühren ſind bei der Anmeldung der Verbindungen zu entrichten. Für eine Beſcheini⸗ 
gung über die gezahlten Gebühren wird eine beſondere Gebühr von 0,15 Gulden erhoben. 

V (J) Für die Benutzung der öffentlichen Sprechſtellen gelten ſinngemäß die Vorſchriften für 
die Teilnehmerſprechſtellen, ſoweit nichts Beſonderes beſtimmt iſt. 

(2) Die öffentlichen Sprechſtellen mit Münzfernſprecher können im allgemeinen nur zu Ortsge— 
ſprächen und zu gewöhnlichen Ferngeſprächen auf Entfernungen von nicht mehr als 5 Kilometer be— 
nutzt werden. XP-, V- und N-Geſpräche ($ 19) ſind nicht zugelaſſen. Der Benutzer hat keinen Anſpruch 
auf Erſtattung der vom Münzfernſprecher vereinnahmten Beträge. 

VI (1) An Orten mit lebhaftem Ortsverkehr kann die Poſt- und Telegraphenverwaltung in 
allgemein zugänglichen Geſchäftsräumen von Privaten Teilnehmer-Hauptanſchlüſſe mit der Eigenſchaft 
öffentlicher Sprechſtellen einrichten, wenn der Teilnehmer ſich verpflichtet, den von der Poſt- und Te⸗ 
legraphenverwaltung gelieferten Aushang mit der Aufſchrift „Oeffentliche Sprechſtelle“ an einer von 
außen in die Augen fallenden Stelle anzubringen und jedermann die Benutzung der Sprechſtelle inner- 
halb ſeiner Geſchäftsſtunden zu geſtatten. Münzfernſprecher, Nebenſtellen und Zuſatzeinrichtungen — 
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ausgenommen zweite Fernhörer und Wecker — werden nicht angebracht. Für ſolche Anſchlüſſe wer⸗ 
den Einrichtungsgebühren ($ 9) und laufende Gebühren nicht erhoben. Auch beſtehenden Hauptſtellen 
kann die Eigenſchaft öffentlicher Sprechſtellen zuerkannt werden. Die für dieſe Sprechſtellen etwa ge⸗ 
zahlten Einrichtungsgebühren (§ 9) verbleiben der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

(2) Für die Benutzung der Sprechſtelle hat der Teilnehmer die Gebühren nach III zu zahlen. 
Mehr oder weniger darf er während ſeiner Geſchäftsſtunden auch nicht erheben. Bei der Feſtſtellung 
der Zahl der Ortsgeſpräche wird die Beſtimmung des § 16, III angewendet. 

(3) Verſtößt der Teilnehmer gegen die übernommenen beſonderen Verpflichtungen nach Abi. 1 
und 2 jo kann die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung den Anſchluß ſofort aufheben. 

(4) Die Poſt- und Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, dem Hauptanſchluß die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Sprechſtelle unter Einhaltung einer einmonatigen Friſt zum Ende eines Kalendermonats 
zu entziehen, wenn die Höhe der monatlich von dem Teilnehmer nach Abſ. 2 zu zahlenden Orts⸗ 
geſprächsgebühren dauernd hinter dem Betrag zurückbleibt, der in dem Ortsnetz an Grundgebühren und 
Ortsgeſprächsgebühren für einen Hauptanſchluß mindeſtens zu zahlen iſt. Würden für den Hauptanſchluß 
laufende Gebühren nach $ 10 zu entrichten fein, jo erhöht ſich der Betrag, hinter dem die Gebühren⸗ 
ſchuld der öffentlichen Sprechſtelle nicht dauernd zurückbleiben darf, um den Betrag der laufenden 
Gebühren. Der Teilnehmer kann unter Einhaltung einer einmonatigen Friſt zum Ende eines Kalender⸗ 
monats von den übernommenen beſonderen Verpflichtungen zurücktreten. Soll im Falle einer Kün⸗ 
digung der öffentlichen Sprechſtelle der Anſchluß als gewöhnlicher Hauptanſchluß weiter beſtehen, ſo 
muß der Inhaber die für Hauptanſchlüſſe allgemein gültigen Gebühren zahlen. Einrichtungsgebühren 
($ 9) werden jedoch nicht erhoben, wenn der Hauptanſchluß ſchon vorhanden war, als ihm die Eigen⸗ 
ſchaft einer öffentlichen Sprechſtelle beigelegt wurde. 

VII Offentliche Sprechſtellen mit Münzfernſprecher können auf Antrag bei Privaten, jedoch nicht 
bei öffentlichen Sprechſtellen nach VI, unter den von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtzu⸗ 
ſetzenden Bedingungen errichtet werden. 

§ 16. Ortsverkehr 
. I Ortsverkehr iſt der Geſprächsverkehr zwiſchen den Sprechſtellen desſelben Ortsnetzes ($ 1, I 
bſ. 2). 
II (1) Die Ortsgeſprächsgebühr iſt die Vergütung für die Geſprächsverbindung im Ortsverkehr. 
Die Höhe der Ortsgeſprächsgebühr iſt durch das FGebG. beſtimmt. 

(2) Die Ortsgeſprächsgebühren, die nach dem FGebG. monatlich mindeſtens für jeden Haupt⸗ 
anſchluß zu entrichten ſind, werden bei Hauptanſchlüſſen, die nur in ankommender Richtung beim Teil⸗ 
nehmer betrieben werden (§ 4, III), nur zu einem Viertel erhoben. Werden Hauptanſchlüſſe nach vor⸗ 
heriger Ankündigung über einen Kalendermonat hinaus nicht benutzt, ſo iſt in den in die Zeit der 
Nichtbenutzung fallenden vollen Kalendermonaten die Gebühr für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche 
nur zu einem Viertel zu entrichten. Auf die Feſtſtellung der Zahl der Hauptanſchlüſſe finden die 
Beſtimmungen im 8 4, II Abſ. 3 und 4 Anwendung. 

(3) Hat ein Teilnehmer mehrere an dieſelbe Vermittlungsſtelle herangeführte und in einer Neben⸗ 
ſtellenanlage vereinigte Hauptanſchlüſſe, fo wird die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche nicht für die Haupt⸗ 
anſchlüſſe einzeln, ſondern für alle Hauptanſchlüſſe zuſammen feſtgeſtellt. 

III Dem Teilnehmer wird ein durch das FGebG. beſtimmter Vomhundertſatz der für feinen 
Anſchluß aufgezeichneten Ortsgeſpräche nicht angerechnet. Auf die Feſtſtellung der Zahl der Hauptan⸗ 
ſchlüſſe finden die Beſtimmungen im $ 4, II Abſ. 3 und 4 Anwendung. 

IV Bei der Zählung der Ortsgeſpräche werden nicht aufgezeichnet: Verbindungen, die nicht zuſtande 
kommen, weil die angerufene Sprechſtelle nicht antwortet oder beſetzt iſt, oder die aus anderen Gründen 
(Störung, Sperre, längere Abweſenheit des angerufenen Teilnehmers uſw.) nicht hergeſtellt werden 
können, Anmeldungen von Ferngeſprächen und Geſpräche mit Fernſprechbetriebsſtellen (Störungsſtellen. 
Auskunfts-, Beſchwerde- und Aufſichtsſtellen der Orts- und Fernämter) in Angelegenheiten des Fern⸗ 
ſprechbetriebs. 

V (1) Die Poſt⸗- und Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Ortsgeſpräche nach einer Dauer von 
5 Minuten durch Trennung der Verbindung zu beenden, wenn der Betrieb es erfordert. 

(2) Ortsgeſprächsverbindungen werden zugunſten der Ferngeſpräche und der Übermittlung ange⸗ 
kommener Blitztelegramme durch Fernſprecher unterbrochen. Die Fälligkeit der Gebühren wird hier⸗ 
durch nicht berührt. 

§ 17. Fernverkehr 

I Fernverkehr ift der Geſprächsverkehr zwiſchen verſchiedenen Ortsnetzen ($ 1, I Abi. 2). 

II (1) Die Ferngeſprächsgebühren find die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Fern⸗ 
verkehr. Ihre Höhe ift durch das FGebG. beſtimmt. Uberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Mi⸗ 
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nuten, fo wird die überſchießende Zeit nach einzelnen Minuten berechnet und für jede volle oder 
angefangene Minute ein Drittel der für ein Dreiminutengeſpräch feſtgeſetzten Gebühr erhoben. 
Ferngeſpräche auf Entfernungen bis zu 5 Kilometer einſchließlich werden wie Ortsgeſpräche behandelt 
und berechnet. 

(2) Für Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die in der Zeit zwiſchen 19 
und 8 Uhr abgewickelt werden, ermäßigen ſich die Gebühren auf zwei Drittel der im Abſ. 1 
angegebenen Sätze. Werden Geſpräche, die vor 19 oder 8 Uhr begonnen haben, über dieſen Zeit— 
punkt hinaus fortgeſetzt, ſo werden die Gebühren für die erſten drei Minuten nach den Sätzen für 
die Verkehrszeit berechnet, in der das Geſpräch begonnen hat, für jede folgende Minute nach den 
Sätzen, die bei Beginn dieſer Minute gelten. 

(3) Für dringende Ferngeſpräche wird das Doppelte, für Blitzgeſpräche das Zehnfache der 
Gebühren nach Abſ. 1 oder Abſ. 2 erhoben. Für dringende Preſſegeſpräche werden die gleichen Gebühren 
wie für gewöhnliche Geſpräche von gleicher Dauer nach Abſ. 1 oder 2 erhoben. Auf Entfernungen bis 
zu 5 Kilometer einſchließlich und im Schnellverkehr ($ 17, X und $ 18) ſind nur gewöhnliche Geſpräche 
zugelaſſen. 

(4) Die Entfernungen werden nach der Luftlinie gemeſſen. 

(5) Die Ferngeſprächsgebühren werden nach der Entfernung zwiſchen den Vermittlungsſtellen der 
verſchiedenen Ortsnetze feſtgeſetzt. In Ortsnetzen mit mehreren Vermittlungsſtellen iſt die Lage des 
Fernamts (beſondere Vermittlungsſtelle für den Fernverkehr) maßgebend; ſind mehrere Fernämter vor- 
handen, fo beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, welches von ihnen für die Meſſung der 
Entfernungen in Betracht kommt. In Ortsnetzen mit mehr als 10000 Hauptanſchlüſſen rechnen die 
Entfernungen bis zu 25 Kilometer von dem Schnittpunkt eines Kreiſes um das Fernamt mit der 
geraden Verbindungslinie zwiſchen dem Fernamt und der Vermittlungsſtelle des anderen Ortsnetzes. 
Der Halbmeſſer dieſes Kreiſes beträgt in Ortsnetzen mit mehr als 10000 Hauptanſchlüſſen 3 Kilo— 
meter. Auf die Feſtſtellung der Zahl der Hauptanſchlüſſe finden die Beſtimmungen im $ 4, II Abſ. 3 
und 4 Anwendung. 

III (1) Ferngeſpräche müſſen in der von der Poſt- und Telegraphenverwaltung vorgeſchriebenen 
Weiſe angemeldet werden. Bei Anmeldungen von Geſprächen, die von einer Nebenſtelle aus geführt 
werden ſollen, muß dieſe mit Nummer oder Namen bezeichnet werden. Wünſcht ein Teilnehmer, daß 
ihm nach Beendigung des Geſprächs die Höhe der Geſprächsgebühr mitgeteilt wird, ſo muß er dies 
bei der Anmeldung angeben. Außert er den Wunſch erſt nach Beendigung des Geſprächs, ſo kann 
die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung das Herausſuchen des Geſprächsblatts ablehnen. 

(2) Die Zahl der Anmeldungen unterliegt, ſoweit die Poſt- und Telegraphenverwaltung nicht 
anders beſtimmt, keiner Beſchränkung. 

(3) Geſpräche können für den laufenden Tag bei Vermittlungsſtellen nur durch Fernſprecher, bei 
öffentlichen Sprechſtellen nur mündlich angemeldet werden. Sie können in gleicher Weiſe auch am 
Nachmittag des Vortags unter Angabe einer beſtimmten Anmeldezeit beſtellt werden (Vortagsanmeldung). 
Für den auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag folgenden Werktag können Ferngeſpräche ſchon 
am Nachmittag des vorhergehenden Werktags und während des ganzen Sonn- oder Feiertags angemeldet 
werden. Das gleiche gilt, wenn mehrere Feiertage aufeinanderfolgen. Mit einzelnen Teilnehmern kann 
die Abgabe ſchriftlichen Vortragsanmeldungen vereinbart werden. Geſprächsverbindungen, die täglich oder 
werktäglich zwiſchen denſelben Teilnehmerſprechſtellen ausgeführt werden ſollen, können unter Angabe 
einer beſtimmten Anmeldezeit für einen längeren Zeitraum im voraus beſtellt werden (Daueranmel- 
dungen). 

(4) Die gewerbsmäßige Anmeldung von Ferngeſprächen durch Dritte iſt nicht zuläſſig und gilt als 
mißbräuchliche Benutzung des Anſchluſſes (§ 28, II). 

IV Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Allgemein- 
heit und des Betriebs ſonſtige zur Aufrechterhaltung eines geordneten Betriebs und zur Verhütung 
von Mißbräuchen notwendige Beſtimmungen treffen. 

V (1) Die Gültigkeit der für einen Tag eingegangenen noch nicht erledigten Geſprächsanmeldungen 
endigt mit Schluß des Tagesdienſtes oder mit Ablauf des Tages. Bei Vermittlungsſtellen mit ununter- 
brochenem Dienſt erſtreckt ſich die Gültigkeit der Geſprächsanmeldungen, die von 22 bis 24 Uhr eingehen, 
auch noch auf den folgenden Tag bis 8 Uhr. Die Gültigkeit einer Geſprächsanmeldung erliſcht, wenn 
nach Bereitſtellung der verlangten Verbindung der anrufende oder der angerufene Teilnehmer den Anruf 
der Vermittlungsſtelle nicht beantwortet, wenn der Sprechgaſt der öffentlichen Sprechſtelle nicht aufzu- 
finden iſt oder wenn einer der Beteiligten ablehnt in das Geſpräch einzutreten. Eine Geſprächsanmel— 
dung kann auf nachträgliches Verlangen geſtrichen werden, ſolange die Vermittlungsſtelle den Anmelder 
zur Ausführung dieſer Verbindung noch nicht angerufen hat (Streichung). 
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(2) Bei der Anmeldung von Geſprächen kann angegeben werden, daß ihre Gültigkeit zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt vorzeitig erlöſchen ſoll (Befriſtung). Auch kann verlangt werden, daß die Ge- 
ſprächsanmeldung innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt oder während 
eines beſtimmten Zeitraums bis zu deſſen Ablauf zurückgeſtellt wird (Zurückstellung). Kommt das Ge⸗ 
ſpräch in einer Zeit an die Reihe, in der es nicht ausgeführt werden kann, ſo gilt der Zeitpunkt, bis zu 
dem die Zurückſtellung gewünſcht wird, als neue Anmeldezeit. 

(3) Bei Ferngeſprächen, die von Teilnehmerſpechſtellen aus angemeldet werden, kann ferner ver⸗ 
langt werden, daß die Geſprächsverbindung am Anmeldeort, wenn die Anmeldung innerhalb eines be⸗ 
ſtimmten Zeitraums zur Ausführung an die Reihe kommt, nach einer anderen Teilnehmerſprechſtelle 
desſelben Ortsnetzes geleitet wird (Umleitung am Anmeldeort). Der Umleitungsantrag gilt nur, wenn 
er beim Anruf der Sprechſtelle, von der die Geſprächsanmeldung ausgegangen iſt, beſtätigt wird (Rück⸗ 
ruf). Wird bei einer Umleitung die Geſprächsver bindung hergeſtellt, während ſich die Perſon, die 
das Geſpräch führen will, auf dem Wege von der einen Sprechſtelle zur anderen befindet, ſo iſt die 
Verbindung gebührenpflichtig und die Gültigkeit der Anmeldung erloſchen. Die Befriſtung, die Zu⸗ 
rückſtellung und die Umleitung können auch nachträglich, jedoch nur vor Bereitſtellung der Ver⸗ 
bindung, verlangt, geändert oder zurückgezogen werden. 

(4) Nach Bereitſtellung der Verbindung kann der Anmelder verlangen, daß die Geſprächsver⸗ 
bindung am Beſtimmungsort mit einer anderen Teilnehmerſprechſtelle hergeſtellt wird (Umleitung 
am Beſtimmungsort). In dieſem Falle werden beide Verbindungen als beſondere Ferngeſpräche der 
angemeldeten Gattung behandelt; die Gebühren dafür werden nach den allgemeinen Beſtimmungen 
berechnet. 

VI (1) Die Ferngeſprächsverbindungen werden in der nachſtehenden Reihenfolge hergeſtellt: 
Dringende Geſpräche in reinen Staatsangelegenheiten (dringende Staatsgeſpräche), 
Blitzgeſpräche, 
dringende Preſſegeſpräche, 
dringende Geſpräche, 
gewöhnliche Geſpräche. 

In jeder Gruppe werden die Verbindungen nach der Zeitfolge ihrer Anmeldung ausgeführt. 

(2) Für die Ausführung der Feſtzeitgeſpräche gelten die Beſtimmungen unter VII Abſ. 4, für 
die Ausführung der Stundenverbindungen die Beſtimmungen im $ 19 a Abſ. 2 und für die Aus⸗ 
führung der Monatsgeſpräche die Beſtimmungen im $ 20, II- Abſ. 2. 

(3) Die Pot: und Telegraphenverwaltung übernimmt für die Herſtellung von Ferngeſprächsver⸗ 
bindungen innerhalb einer beſtimmten Friſt oder zu einer beſtimmten Zeit keine Gewähr. 

VII (1) Dringende Staatsgeſpräche dürfen nur in reinen Staatsangelegenheiten und nur von 
Anſchlüſſen der Staatsbehörden angemeldet werden. 

(2) Dringende Preſſegeſpräche dürfen zwiſchen Anſchlüſſen von Zeitungen, Zeitſchriften und Nach⸗ 
richtenbüros, ferner von öffentlichen Sprechſtellen mit Anſchlüſſen von Zeitungen, Zeitſchriften und 
Nachrichtenbüros gegen Vorzeigung eines im Benehmen mit der Poſt- und Telegraphenverwaltung 
ausgefertigten Ausweiſes während der Dienſtſtunden der Vermittlungsſtellen geführt werden. Anſchlüſſe, 
von denen aus dringende Preſſegeſpräche geführt werden ſollen, müſſen der Vermittlungsſtelle ſchrift⸗ 
lich bezeichnet werden. Die Vermittlungsſtelle prüft die Anträge nach näherer Weiſung der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung im Benehmen mit der zuſtändigen Preſſevertretung auf ihre Zuläſſigkeit und 
nimmt ſie, wenn keine Anſtände zu erheben ſind, in ein für den Betrieb beſtimmtes Verzeichnis auf. Die 
dringenden Preſſegeſpräche dürfen, wie die Preſſetelegramme, nur zur Veröffentlichung in den Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften beſtimmte politiſche, Handels- oder andere Nachrichten von allgemeiner Be— 
deutung enthalten; zu den zur Veröffentlichung vorliegenden Nachrichten können Erläuterungen für die 
Schriftleitung hinzugefügt werden. Als dringende Preſſegeſpräche ſind auch Nachrichten über ſport⸗ 
liche Veranſtaltungen und Einrichtungen zugelaſſen, ſoweit ſie der Jugend- und Volkspflege dienen. Nach⸗ 
richten über gewerbsmäßige und mit Totaliſator- oder Wettbetrieb verbundene Sportveranſtaltun⸗ 
gen ſind von der Vergünſtigung ausgeſchloſſen. Bei Mißbrauch kann dem Anſchlußinhaber oder dem 
Inhaber des Ausweiſes zur Benutzung öffentlicher Sprechſtellen die Befugnis zur Führung dringender 
Preſſegeſpräche entzogen werden. Die übrigen Beſtimmungen erläßt die Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung. 

(3) Von Nebenanſchlüſſen aus dürfen dringende Staats- oder Preſſegeſpräche nur geführt werden, 
"rg der Inhaber des Hauptanſchluſſes zur Anmeldung ſolcher Geſpräche berechtigt it (l. auch 8 5, I 
ſ. 3 und 6, J). 

(4) Feſtzeitgeſpräche ſind dringende V-Geſpräche (§ 19, II), für die bei der Anmeldung j 

ſtimmte (feſte) Ausführungszeit gewünſcht wird; die feſte Ausführungszeit kann nachträglich geändert 


eine be⸗ 
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werden. Ferner können andere Geſpräche nachträglich in Feſtzeitgeſpräche umgewandelt werden. Zwiſchen 
der Anmeldung oder zwiſchen dem nachträglichen Antrag und der feſten Ausführungszeit muß ein 
Zeitraum von mindeſtens einer halben Stunde liegen. Eine Gewähr für die Herſtellung der Ber: 
bindung zur angegebenen Zeit wird nicht übernommen. Iſt zur gewünſchten Zeit ein anderes Geſpräch 
im Gange oder liegen Anmeldungen auf Geſpräche vor, die den Vorrang vor dem Feſtzeitgeſpräch 
haben, ſo werden zunächſt dieſe abgewickelt. Gehen für dieſelbe Zeit mehrere Anmeldungen auf Feſt⸗ 
zeitgeſpräche ein, die über dieſelben Leitungsverbindungen abzuwideln find, jo werden ſie in der Zeit⸗ 
folge ihrer Anmeldung ausgeführt. Bei gleicher Anmeldezeit beſtimmt die Vermittlungsſtelle die Reihen⸗ 
folge. Im übrigen gelten die Beſtimmungen im $ 19, II. 

VIII (1) Die Dauer eines Geſprächs zwiſchen zwei Teilnehmern rechnet von dem Zeitpunkt an, zu 
dem nach Bereitſtellung der verlangten Verbindung die beiden beteiligten Hauptſtellen oder an dieſe 
Hauptſtellen angeſchloſſene Nebenſtellen den Anruf beantwortet haben. Bei Geſprächen zwiſchen einem 
Teilnehmer und einer öffentlichen Sprechſtelle oder zwiſchen zwei öffentlichen Sprechſtellen gilt die Be- 
ſtimmung im Satz 1 mit der Maßgabe, daß bei der öffentlichen Sprechſtelle der Anruf dann als be— 
antwortet gilt, wenn der Sprechgaſt ſich an dem Apparat der öffentlichen Sprechſtelle meldet. Oef— 
fentliche Sprechſtellen nach $ 15, VI und VII gelten in dieſem Falle als Teilnehmerſprechſtellen. 

(2) Die Dauer des Anrufs eines Teilnehmers und die Zeit, die für das Herbeirufen einer bei 
bei einer öffentlichen Sprechſtelle wartenden Perſon aufzuwenden iſt, beträgt eine Minute in der 
Zeit von 7 bis 21 Uhr und drei Minuten in der übrigen Zeit. 


IX (1) Die Dauer aller Geſpräche iſt innerhalb der Dienſtzeiten der Vermittlungsſtellen unbe— 
ſchränkt, wenn keine anderen Geſprächsanmeldungen für die Leitungen vorliegen. 

(2) Liegen noch andere Geſprächsanmeldungen für die Leitung vor, ſo wird die Dauer der Ge— 
ſpräche auf 12 Minuten beſchränkt. Hat das im Gange befindliche Geſpräch jedoch nach VI den Vor⸗ 
rang vor allen noch vorliegenden anderen Geſprächsanmeldungen, ſo darf es bis zur Dauer von 
15 Minuten ausgedehnt werden. Gehen für die Leitung Geſprächsanmeldungen ein, durch die die 
Höchſtdauer eines im Gange befindlichen Geſprächs auf 12 oder 15 Minuten beſchränkt wird, und iſt 
dieſe Höchſtdauer bereits überſchritten, jo wird das im Gange befindliche Geſpräch nach Ablauf der an- 
gefangenen Geſprächsminute unterbrochen. Dringende Staatsgeſpräche dürfen ſtets bis zu einer Höchſt— 
dauer von 15 Minuten ausgedehnt werden; die Poſt- und Telegraphenverwaltung kann von der Be— 
ſchränkung der Geſprächsdauer abſehen. 

(3) Geſpräche, die über die Dienſtzeit der Vermittlungsſtelle oder öffentlichen Sprechſtelle hin— 
aus fortgeſetzt werden, dürfen 12 Minuten nach Beendigung der Dienſtzeit unterbrochen werden. 
Liegen bei Dienſtſchluß noch unerledigte Geſprächsan meldungen vor, jo wird verſucht, fie noch abzu— 
wickeln; die Dauer dieſer Geſpräche wird jedoch auf 12 Minuten beſchränkt. 

(4) Für die Dauer der Stundenverbindungen gilt 8 19 a, für die Dauer der Monatsgeſpräche 
§ 20, II. 

X Die Bedingungen für die Benutzung der Leitungen nach dem Ausland, für die Einrichtung 
und Benutzung der Fernſprechanlagen in Börſengebäuden und für den vereinfachten Verkehr zwiſchen 
Ortsnetzen, zwiſchen denen lebhafte Verkehrsbeziehungen beſtehen (Schnellverkehr), ſetzt die Poſt- und 
Telegraphenverwaltung feſt. 

§ 18. Vororts⸗, Bezirks⸗ und Schnellverkehr 
Vorortsverkehr oder Bezirksverkehr beſteht im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht. 


§ 19. Geſpräche, zu denen eine Perſon herbeigerufen wird, Geſpräche mit Voranmeldung, Weiters 
gabe kurzer Nachrichten 


I (1) XP-Geſpräche. Orts- und Ferngeſpräche, zu denen auf Verlangen des Anmelders die 
Perſon, mit der das Geſpräch geführt werden ſoll, zu einer öffentlichen Sprechſtelle nach § 15, 1a und b 
herbeigerufen wird, ſind XP-Geſpräche. Wohnt die verlangte Perſon außerhalb des von der Poſt- und 
Telegraphenverwaltung feſtgeſetzten Bezirks (Herbeirufungsbezirk), jo ſind ſolche Geſpräche XPL- 
(Land-) Geſpräche. Stellt ſich nach der Weitergabe einer XP-Anmeldung heraus, daß der Verlangte 
außerhalb des Herbeirufungsbezirks wohnt, ſo kann der Anmelder, nachdem er verſtändigt worden iſt, 
das Geſpräch in ein XPL-Geſpräch umwandeln oder die Anmeldung ſtreichen laſſen. Bei XPL-Ge- 
ſprächen wird keine Gewähr dafür übernommen, daß ein Bote zum Herbeirufen der verlangten Per— 
fon abgeſandt werden kann. Für die Geſprächsverbindungen gelten bei XP- und bei XPL-Geſprächen, 
ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, die allgemeinen Beſtimmungen über Orts- und Fernge— 


ſpräche. 
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(2) In der Geſprächsanmeldung muß die verlangte Perſon entweder mit ihrem Namen oder 
mit ihrer Berufsſtellung oder in anderer geeigneter Weiſe ſo genau bezeichnet werden, daß ſie ohne 
Nachforſchungen und Rückfragen ermittelt werden kann. Bei der Anmeldung kann für den Fall, daß 
die verlangte Perſon abweſend oder verhindert iſt oder das Geſpräch ablehnt, eine zweite Perſon 
in demſelben Orte angegeben werden; mehr als zwei Perſonen dürfen nicht angegeben werden. 

(3) Die XP- und XPL- Anmeldungen werden ſobald wie möglich an die Beſtimmungsanſtalt 
weitergemeldet und der verlangten Perſon mittels einer Benachrichtigungskarte angekündigt. Die Be⸗ 
nachrichtigungskarten werden mit derſelben Beſchleunigung wie Telegramme zugeſtellt. 

(4) Dem Herbeizurufenden werden der Name und gegebenenfalls die Rufnummer des Anmelders 
ſowie die Zeit, zu der die Verbindung vorausſichtlich hergeſtellt werden kann, auf der Karte mitge⸗ 
teilt. Falls die Anmeldung befriſtet oder zurückgeſtellt iſt, wird dies angegeben. Wird eine Anmeldung 
nach ihrer Weitergabe auf Antrag geſtrichen, befriſtet oder zurückgeſtellt oder wird eine Befriſtung 
oder Zurückstellung geändert oder aufgehoben, jo wird die verlangte Perſon von Amts wegen ver⸗ 
ſtändigt, ſobald ſie ſich bei einer öffentlichen Sprechſtelle oder bei einer Teilnehmerſprechſtelle meldet 
(Abſ. 7); ein beſonderer Bote wird zu ihrer Verſtändigung nur auf Wunſch des Anmelders entſandt. 

(5) Ergibt ſich bei der Zuſtellung der Benachrichtigungskarte aus der Erklärung des Verlangten, 
daß das Geſpräch eine Verzögerung erleiden wird, ſo iſt der Anmelder von Amts wegen ſogleich 
zu verſtändigen. Dabei wird ihm gegebenenfalls mitgeteilt, wann der Verlangte ſprechbereit ſein 
wird. 

(6) Kann das Geſpräch nicht zuſtande kommen, z. B. weil der Verlangte (und u. U. die nach Abſ. 2 
angegebene zweite Perſon) nicht angetroffen wird oder das Geſpräch nicht führen kann oder will, ſo 
wird der Anmelder von Amts wegen ſobald wie möglich verſtändigt und die Anmeldung geſtrichen. 
Das gleiche geſchieht, wenn der Verlangte, nachdem er ſich ſprechbereit gemeldet hat, nachträglich das 
Geſpräch ablehnt. Die Anmeldung wird ferner geſtrichen, wenn der Verlangte die Herſtellung der 
Verbindung nicht abwartet. 

(7) Der Verlangte kann ſtatt der öffentlichen Sprechſtelle, von der die Benachrichtigungskarte 
ausgegangen iſt, eine beliebige öffentliche Sprechſtelle oder Teilnehmerſprechſtelle desſelben Ortsnetzes 
zur Geſprächsführung benutzen. 

(8) Die Geſprächsverbindung wird nicht eher hergeſtellt, als bis ſich der Verlangte ſprechbereit 
gemeldet hat. Meldet er ſich ſprechbereit, bevor das Geſpräch zur Ausführung an der Reihe iſt, ſo 
wird die Anmeldung nach den Beſtimmungen im $ 17, VI eingereiht. War das Geſpräch ſchon vorher 
an der Reihe, ſo wird es nach Abwicklung der in Vorbereitung befindlichen Verbindungen als erſtes 
ſeiner Gattung ausgeführt. Kurz vor der Bereitſtellung der Verbindung werden, ſofern dies angängig 
und zweckmäßig iſt, die beiden beteiligten Sprechſtellen darauf aufmerkſam gemacht, daß das Ge- 
ſpräch in einigen Minuten zur Ausführung an der Reihe iſt und daß die in Betracht kommenden 
Perſonen ſich bereit halten möchten (vorläufiger Anruf); hiervon wird jedoch abgeſehen bei Sprech⸗ 
ſtellen, die zu dieſer Zeit ein Orts- oder Ferngeſpräch führen. 

(9) Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung übernimmt keine Gewähr dafür, daß die Perſon, 
die ſich zur Führung des Geſprächs meldet, die verlangte iſt. 

(10) Die Gültigkeit der Anmeldung eines XP- oder XPL-Gefpräds richtet ſich nach $ 17, V Abſ. 1, 
doch erſtreckt ſich die Gültigkeit einer Geſprächsanmeldung, die vor 22 Uhr eingegangen iſt, bis zum 
folgenden Tage um 8 Uhr, wenn mitgeteilt wird, daß die Verbindung in der Zeit von 24 bis 8 Uhr 
ausgeführt werden kann. 

(11) Wird der Beſtimmungsanſtalt mitgeteilt, daß der Verlangte bei einer Sprechſtelle eines 
anderen Ortsnetzes zu erreichen iſt, ſo wird der Anmelder von Amts wegen verſtändigt und ihm die 
Anmeldung eines neuen Geſprächs überlaſſen. 

(12) a) Bei XP-Geſprächen beträgt im Fernverkehr die Gebühr für die Uebermittlung der Geſprächs⸗ 
anmeldung an den Beſtimmungsort, für die Benachrichtigung der verlangten Perſon und für 
die von Amts wegen zu machenden weiteren Mitteilungen, gleichviel ob es ſich um gewöhn- 
liche oder dringende Geſpräche oder um Blitzgeſpräche handelt, ein Drittel der Gebühr für 
ein gewöhnliches Dreiminutengeſpräch der Verkehrszeit, in der das Geſpräch begonnen hat, 
mindeſtens aber 0,55 Gulden (XP-Gebühr); kommt das Geſpräch nicht zuſtande, ſo iſt für die 
Berechnung der XP-Gebühr die Verkehrszeit maßgebend, in der die Geſprächsanmeldung 
von der Urſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt. Im Ortsverkehr beträgt die XP-Gebühr 
0,55 Gulden. Iſt in der Geſprächsanmeldung eine zweite Perſon angegeben, ſo wird ein Zu⸗ 
ſchlag von 0,40 Gulden erhoben, wenn dieſe auf einem anderen Grundſtück als die erſte 
Perſon wohnt. Für die Entſendung eines beſonderen Boten nach Abſ. 4 letzter Satz iſt im 
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Fernverkehr die XP-Gebühr, im Ortsverkehr eine Gebühr von 0,40 Gulden zu entrichten: für 
die Berechnung der XP-Gebühr iſt in dieſem Falle die Verkehrszeit maßgebend, in der der 
Antrag von der Urſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt. 

Bei XPL-Geſprächen iſt neben den Gebühren für XP-Geſpräche noch eine feſte Zuſchlag— 

gebühr von 1,00 Gulden zu entrichten (XPL-Gebühr); fie iſt nur einmal zu zahlen, wenn 

noch eine zweite Perſon in demſelben Orte angegeben it. Wenn bei XPL-Geſprächen die Ent- 
ſendung eines beſonderen Boten nach Ab]. 4 letzter Satz verlangt wird, iſt auch die XPL-Ge- 
bühr nochmals zu zahlen. 

(13) a) Die XP-Gebühr und die Zuſchlaggebühr für die Angabe einer zweiten Perſon find bei XP- 
und bei XPL-Geſprächen fällig im Fernverkehr, wenn die Geſprächsanmeldung oder bei 
Entſendung eines beſonderen Boten nach Abſ. 4 letzter Satz der Antrag hierauf von der 
Arſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt, im Ortsverkehr, ſobald der Bote abgeſandt 
worden iſt. Wird ein XP-Geſpräch nachträglich in ein XPL-Geſpräch umgewandelt (Abſ. 1), 
ſo ſind die XP-Gebühr und gegebenenfalls die Zuſchlaggebühr nur einmal zu zahlen. Sie 
werden nicht erhoben, wenn aus Gründen, die die Poſt- und Telegraphenverwaltung zu ver- 
treten hat, die Benachrichtigung der verlangten Perſon unterblieben iſt oder aus den gleichen 
Gründen das Geſpräch nicht zuſtande kommt. Sie ſind aber zu zahlen, wenn ſich nach Ueber— 
mittlung der Geſprächsanmeldung herausſtellt, daß der Verlangte außerhalb des Herbei— 
rufungsbezirks wohnt, und die Umwandlung des Geſprächs in ein XDL-Geſpräch abgelehnt 
wird oder wenn bei einem XPL-Geſpräch kein Bote abgeſandt werden kann (Abſ. 1 vor⸗ 
letzter Satz). 

b) Die XPL-Gebühr it fällig, ſobald der Bote abgeſandt worden iſt. Sie iſt nicht zu zahlen, 
wenn die XP-Gebühr nicht erhoben wird. 

(14) Im Ortsverkehr wird die Geſprächsgebühr vom Anmelder nicht erhoben. Meldet ſich der 
Verlangte mit der Benachrichtigungskarte bei einer öffentlichen Sprechſtelle ($ 15, Ja) und b), fo wird 
die Verbindung ohne Gebührenanrechnung hergeſtellt; benutzt er eine andere Sprechſtelle oder einen 
Münzfernſprecher, ſo hat er die Ortsgeſprächsgebühr zu entrichten. Im Fernverkehr gilt für die Fällig- 
keit der Geſprächsgebühr § 25, IIb). Die Ferngeſprächsgebühr wird jedoch nicht erhoben, wenn die 
XP-Gebühr aus den im Abſ. 13 a) vorletzter Satz angegebenen Gründen nicht zu entrichten iſt. Die 
Drittelgebühr ($ 25, IIb) wird in keinem Falle angerechnet. 

II A) V-Geſpräche. Ferngeſpräche, bei denen auf Verlangen des Anmelders der Name der 
Perſon, mit der das Geſpräch geführt werden ſoll, der verlangten Teilnehmerſprechſtelle im voraus 
übermittelt wird, find V-Geſpräche. Ueber die dringenden V-Geſpräche, bei denen auch die vom An⸗ 
melder gewünſchte Ausführungszeit der verlangten Teilnehmerſprechſtelle übermittelt wird (Feſtzeitge⸗ 
ſpräche), ſ. § 17, VII Abſ. 4. Als V-Geſpräche werden auch Ferngeſpräche mit Teilnehmerſprech— 
ſtellen (ohne Angabe der gewünſchten Perſon) behandelt, bei denen auf Verlangen des Anmelders 
das Vorliegen der Geſprächsanmeldung der verlangten Teilnehmerſprechſtelle im voraus angekündigt 
wird, damit dieſe eine für die Geſprächsführung in Betracht kommende Perſon verſtändigen kann. 
Geſpräche, die mit einer nach Nummer oder Namen oder in anderer Weiſe bezeichneten Nebenſtelle ge- 
führt werden ſollen, werden nur auf ausdrückliches Verlangen des Anmelders als V-Geſpräche be— 
handelt. Für die Geſprächsverbindungen gelten bei V-Geſprächen, ſoweit nachſtehend nichts anderes 
beſtimmt iſt, die allgemeinen Beſtimmungen über Ferngeſpräche. 

(2) In der Geſprächsanmeldung muß die gewünſchte Perſon ſo genau bezeichnet werden, daß ſie 
bei der verlangten Sprechſtelle ohne Rückfragen ermittelt werden kann. Bei der Anmeldung kann für 
den Fall, daß die gewünſchte Perſon abweſend oder verhindert iſt oder das Geſpräch ablehnt, eine 
zweite Perſon bei derſelben Sprechſtelle angegeben werden. Es iſt auch zuläſſig, wenn nur eine Perſon 
angegeben iſt, eine zweite Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes zu bezeichnen, bei der die gewünſchte Perſon 
u. U. zu erreichen iſt. Mehr als zwei Perſonen oder mehr als zwei Sprechſtellen dürfen nicht ange- 
geben werden. 

(3) Die V-Anmeldungen werden ſobald wie möglich der verlangten Sprechſtelle übermittelt. 
Antwortet dieſe nicht beim erſten Anruf, ſo wird der Anruf nach 10 Minuten und erforderlichenfalls 
nach weiteren 20 Minuten wiederholt. Bleibt auch dieſer Anruf ohne Erfolg, ſo wird der Anmelder 
von Amts wegen verſtändigt. Läßt er die Anmeldung nicht ſtreichen, ſo wird bis zum Ablauf ihrer 
Gültigkeitsdauer (Abſ. 10) der Anruf mehrmals wiederholt; doch wird der Anmelder nicht mehr 
verſtändigt, wenn auch dieſe weiteren Anrufe unbeantwortet bleiben. 

(4) Bei der Uebermittlung der Geſprächsanmeldung wird der verlangten Sprechſtelle mitgeteilt, 
wann die Verbindung vorausſichtlich hergeſtellt werden kann; bei Feſtzeitgeſprächen wird die vom 
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Anmelder gewünſchte Ausführungszeit übermittelt. Falls die Anmeldung befriſtet oder zurückgeſtellt 
iſt, wird dies angegeben. Der Name und die Rufnummer des Anmelders werden nur auf ſeinen 
Wunſch übermittelt. Wird eine Anmeldung nach ihrer Weitergabe auf Antrag geſtrichen, befriſtet oder 
zurückgeſtellt, wird eine Befriſtung oder Zurückſtellung geändert oder aufgehoben oder wird bei Feit- 
zeitgeſprächen die gewünſchte Ausführungszeit geändert, ſo wird die verlangte Sprechſtelle ſogleich 
von Amts wegen verſtändigt. 

(5) Ergibt ſich bei der Uebermittlung der Geſprächsanmeldung aus der Erklärung der verlang- 
ten Sprechſtelle, daß das Geſpräch eine Verzögerung erleiden wird, ſo iſt der Anmelder von Amts 
wegen ſogleich zu verſtändigen; dabei wird ihm gegebenenfalls mitgeteilt, wann der Gewünſchte 
ſprechbereit ſein wird. Das gleiche geſchieht, wenn die verlangte Sprechſtelle, nachdem ſie den Ge⸗ 
wünſchten als ſprechbereit bezeichnet hat, nachträglich erklärt, daß die Verbindung aufgeſchoben wer- 
den ſoll. Teilt die verlangte Sprechſtelle mit, daß die gewünſchte Perſon ſich bei einer anderen Sprech⸗ 
ſtelle desſelben Ortsnetzes befindet, ſo wird verfahren, als ob das Geſpräch mit dieſer Sprechſtelle 
a worden wäre; der Anmelder wird bei Herſtellung der Verbindung von der Aenderung ver— 
tändigt. 

(6) Kann das Geſpräch nicht zuſtande kommen, z. B. weil der Gewünſchte (und u. U. die 
nach Abſ. 2 angegebene zweite Perſon) nicht erreicht wird oder das Geſpräch nicht führen kann 
oder will, ſo wird der Anmelder von Amts wegen ſobald wie möglich verſtändigt. Das gleiche 
geſchieht, wenn der Gewünſchte, nachdem er als ſprechbereit gemeldet worden iſt, nachträglich das 
Geſpräch ablehnt. In allen dieſen Fällen und in dem Falle, daß der Gewünſchte die Herſtellung der 
Verbindung nicht abwartet, kann der Anmelder verlangen, daß die Anmeldung geſtrichen oder daß 
die Verbindung mit der angegebenen oder einer anderen Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes hergeſtellt 
wird; dies gilt auch für Feſtzeitgeſpräche. 

(7) Der Gewünſchte kann ſtatt der verlangten Sprechſtelle eine beliebige Teilnehmerſprechſtelle 
oder öffentliche Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes zur Geſprächsführung benutzen. 

(8) Die Geſprächsverbindung wird nicht eher hergeſtellt, als bis der Gewünſchte ſprechbereit 
gemeldet worden iſt. Wird er ſprechbereit gemeldet, bevor das Geſpräch zur Ausführung an der 
Reihe iſt, ſo wird die Anmeldung nach den Beſtimmungen im 8 17, VI eingereiht. War das Geſpräch 
ſchon vorher an der Reihe, ſo wird es nach Abwicklung der in Vorbereitung befindlichen Verbindungen 
als erſtes ſeiner Gattung ausgeführt. Für die Ausführung der Feſtzeitgeſpräche gilt die Beſtimmung 
im § 17, VII Abſ. 4. Kurz vor der Bereitſtellung der Verbindung werden, ſofern dies angängig und 
zweckmäßig iſt, die beiden beteiligten Sprechſtellen darauf aufmerkſam gemacht, daß das Geſpräch in 
einigen Minuten zur Ausführung an der Reihe iſt und daß die in Betracht kommenden Perſonen 
ſich bereit halten möchten (vorläufiger Anruf); hiervon wird jedoch abgeſehen bei Sprechſtellen, die 
zu dieſer Zeit ein Orts- oder Ferngeſpräch führen. Beim endgültigen Anruf zur Herſtellung der Ver⸗ 
bindung wird der verlangten Sprechſtelle nochmals der Name der gewünſchten Perſon genannt. Eine 
Verſchiebung der Geſprächsausführung (Abſ. 5 zweiter Satz) it unzuläſſig, ſobald der vorläufige An⸗ 
ruf ausgeführt worden iſt. 

(9) Die Poſt- und Telegraphenverwaltung übernimmt keine Gewähr dafür, daß die Perſon, die 
ſich zur Führung des Geſprächs meldet, die gewünſchte ist. 

(10) Die Gültigkeit der Anmeldung eines V-Geſprächs richtet ſich nach S 17, V Abſ. 1, doch er⸗ 
ſtreckt ſich die Gültigkeit einer Geſprächsanmeldung, die vor 22 Uhr eingegangen iſt, bis zum folgenden 
Tage um 8 Uhr, wenn mitgeteilt wird, daß die Verbindung in der Zeit von 24 bis 8 Uhr ausgeführt 
werden kann. 

(11) Wird der Beſtimmungsanſtalt mitgeteilt, daß der Gewünſchte bei einer Sprechſtelle des an- 
eren Ortsnetzes zu erreichen iſt, ſo wird der Anmelder von Amts wegen verſtändigt und ihm die An⸗ 
meldung eines neuen Geſprächs überlaſſen. 

(12) Die Gebühr für die Übermittlung der Geſprächsanmeldung an den Beſtimmungsort, für die 

enachrichtigung der verlangten Sprechſtelle und für die von Amts wegen zu machenden weiteren Mit⸗ 
teilungen beträgt, gleichviel ob es ſich um gewöhnliche oder dringende oder um Blitzgeſpräche handelt, 
ein Drittel der Gebühr für ein gewöhnliches Dreiminutengeſpräch der Verkehrszeit, in der das Ge⸗ 
Präd) begonnen hat, mindeſtens aber 0,55 Gulden (V-Gebühr); kommt das Geſpräch nicht zuſtande, 
ſo iſt für die Berechnung der V-Gebühr die Verkehrszeit maßgebend, in der die Geſprächsanmeldung 
von der Urſprungsanſtalt weitergegeben worden iſt. f 

(13) Die V-Gebühr iſt fällig, wenn die Geſprächsanmeldung von der Arſprungsanſtalt weiter⸗ 
gegeben worden iſt. Sie wird nicht erhoben, wenn aus Gründen, die die Poſt- und Telegraphen⸗ 
derwaltung zu vertreten hat, die Benachrichtigung der verlangten Sprechſtelle unterblieben iſt oder aus 
den gleichen Gründen das Geſpräch nicht zuſtande kommt. 
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(14) Für die Fälligkeit der Geſprächsgebühr gilt 8 25, Ib. Die Geſprächsgebühr wird jedoch 
nicht erhoben, wenn die V-Gebühr aus den im Abf. 13 letzter Satz angegebenen Gründen nicht zu ent⸗ 
richten iſt. Die Drittelgebühr ($ 25, IIb) wird in keinem Falle angerechnet. 

III (1) N-Geſpräche. Orts- und Ferngeſpräche mit Poſtagenten und mit Inhabern von Poſt⸗ 
ſtellen, von Hilfsſtellen oder von gemeindlichen öffentlichen Sprechſtellen ſind N-Geſpräche, wenn ihr 
Inhalt in Form kurzer Nachrichten an andere Perſonen weitergegeben werden ſoll. Wohnen die Per⸗ 
ſonen außerhalb des für XP-Geſpräche feſtgeſetzten Herbeirufungsbezirks (J Abſ. 1), ſo ſind ſolche Ge⸗ 
ſpräche NL- (Land-) Geſpräche. Stellt ſich erſt bei dem Geſpräch mit dem Poſtagenten uſw. heraus, 
daß die zu benachrichtigende Perſon außerhalb des Herbeirufungsbezirks wohnt, ſo kann der Anmelder 
das Geſpräch in ein NL-Geſpräch umwandeln laſſen oder auf die Weitergabe der Nachricht verzichten. 
Bei NI.-Geſprächen wird keine Gewähr dafür übernommen, daß ein Bote zur Weitergabe der Nach⸗ 
richt abgeſandt werden kann. Die öffentlichen Sprechſtellen, mit denen N-Geſpräche geführt werden 
können, find im amtlichen Fernſprechbuch gekennzeichnet. 

(2) Bei einem N- oder NL-Geſpräch kann die Weitergabe einer oder mehrerer Nachrichten an 
verſchiedene Perſonen verlangt werden. 

(3) Für die Entgegennahme und Weitergabe der Nachricht wird bei N-Geſprächen eine Gebühr 
von 0,55 Gulden (N-Gebühr) erhoben; daneben iſt im Ortsverkehr keine Geſprächsgebühr, im Fern⸗ 
verkehr die beſtimmungsmäßige Fernſprechgebühr zu zahlen. Sind Nachrichten an mehrere Perſonen 
weiterzugeben, ſo iſt für jede weitere Perſon ein Zuſchlag von 0,40 Gulden zu entrichten. Bei NL- 
Geſprächen wird neben den Gebühren für N-Geſpräche noch eine Zuſchlaggebühr von 1,00 Gulden 
erhoben (NL-Gebühr); ſie iſt nur einmal zu entrichten, wenn durch dasſelbe Geſpräch Nachrichten 
für mehrere Perſonen in demſelben Orte übermittelt werden. 

(4) Die N-Gebühr, der Zuſchlag zur N-Gebühr für die Benachrichtigung weiterer Perſonen 
und die NL-Gebühr find fällig, ſobald der Poſtagent uſw. die Weitergabe der Nachricht übernommen 
hat. Sie werden nicht erhoben, wenn die Weitergabe der Nachricht von dem Poſtagenten uſw. 
unterlaſſen worden iſt. 

(5) Die Geſprächsgebühr iſt fällig, ſobald die Verbindung des Anmelders mit dem Poſtagenten 
ufw. hergeſtellt worden iſt. Sie wird nicht erhoben, wenn die Weitergabe der Nachrichten von dem 
Poſtagenten uſw. unterlaſſen worden iſt oder wenn die Angabe im amtlichen Fernſprechbuch, daß der 
Poſtagent uſw. N-Geſpräche entgegennimmt, nicht mehr zutrifft. Sie iſt aber zu zahlen, wenn der 
Poſtagent uſw. die Weitergabe der Nachricht ablehnen muß, wenn der Anmelder auf die Weitergabe 
der Nachricht verzichtet, weil dies nur gegen Zahlung der NL-Gebühr möglich it, oder wenn bei NL- 
Geſprächen der Beſtimmungsanſtalt kein Bote zur Verfügung ſteht oder der Inhaber einer gemeind⸗ 
lichen öffentlichen Sprechſtelle nicht bereit iſt, Perſonen in Nachbarorten zu benachrichtigen. 

(6) Die Poſtagenten uſw. haften nicht für einen Schaden, der durch unrichtige, verzögerte oder 
unterlaſſene Weitergabe der Nachrichten entſteht. 

§ 19a. Stundenverbindungen 

(1) Stundenverbindungen ſind Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die 
für einen Zeitraum von mindeſtens einer Stunde beantragt werden. Sie werden nur zugelaſſen, wenn 
dafür Leitungen ohne Benachteiligung des allgemeinen Sprechverkehrs verfügbar ſind. 

(2) Bei der Anmeldung von Stundenverbindungen iſt die gewünſchte Geſprächsdauer anzugeben. 
Der Beginn der Stundenverbindung wird nach Maßgabe der Betriebsverhältniſſe im Einvernehmen 
mit dem Anmelder feſtgeſetzt. Sobald dies geſchehen iſt, wird die verlangte Sprechſtelle verſtändigt; 
auf Wunſch des Anmelders wird dabei auch der Name der gewünſchten Perſon übermittelt. 

(3) Für Stundenverbindungen werden erhoben 

a) in der Zeit von 19 bis 8 Uhr der halbe Betrag, 
b) an Werktagen in der Zeit von 8 bis 9 Uhr und 16 bis 19 Uhr ſowie an Sonn- und Feier: 
tagen in der Zeit von 8 bis 19 Uhr der volle Betrag, 
c) an den Werktagen in der Zeit von 9 bis 16 Uhr der doppelte Betrag 
der Gebühr für gleich lange gewöhnliche Ferngeſpräche in der Zeit von 8 bis 19 Uhr (§ 17, II Abſ. 1). 
Erſtreckt ſich eine Verbindung über mehrere der angegebenen Zeitabſchnitte, ſo wird die Gebühr nach 
der in die einzelnen Abſchnitte fallenden Geſprächsdauer berechnet. 

(4) Werden Stundenverbindungen vor Ablauf der Mindeſtdauer von einer Stunde von den 
Teilnehmern beendigt, ſo iſt gleichwohl die Gebühr ſo zu berechnen, als ob die Verbindung eine volle 
Stunde beſtanden hätte. Verbindungen, die über die bei der Anmeldung angegebene Zeitdauer hin⸗ 
aus fortgeſetzt werden ſollen, können getrennt werden, wenn die Betriebsverhältniſſe dies erfordern. 
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(5) Zieht der Anmelder die Geſprächsanmeldung zurück, nachdem ſie von der Arſprungsanſtalt 
weitergemeldet worden iſt, jo iſt eine Gebühr in Höhe der V-Gebühr ($ 19, II Abſ. 12) zu entrichten. 


§ 20. Monatsgeſpräche 

I Monatsgeſpräche ſind Ferngeſpräche auf Entfernungen von mehr als 5 Kilometer, die täglich 
zwiſchen denſelben Teilnehmerſprechſtellen zur gleichen, im voraus vereinbarten Zeit ſtattfinden und 
mindeſtens für einen ganzen Kalendermonat beſtellt werden. Sie ſind nur in der Zeit von 21 bis 
8 Uhr zugelaſſen und dürfen nur perſönliche und geſchäftliche Angelegenheiten der Beteiligten betreffen. 

II (1) Die Monatsgeſpräche find vom Teilnehmer ſchriftlich bei feinem Fernamt zu beantragen. 
Die Anträge werden nach der Zeitfolge ihres Eingangs berückſichtigt, ſoweit die beſtehenden Verein⸗ 
barungen es zulaſſen. Die Mindeſtdauer des einzelnen Geſprächs beträgt 3 Minuten, die Höchſtdauer 
ſoll in der Regel 15 Minuten nicht überſchreiten. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann jede 
Fernleitung zwiſchen zwei Monatsgeſprächen 10 Minuten lang für Einzelferngeſpräche freihalten. 

(2) Die Verbindung für ein Monatsgeſpräch wird zwiſchen den beiden Sprechſtellen von Amts 
wegen zur feſtgeſetzten Zeit ausgeführt, wenn nicht gerade ein anderes Geſpräch im Gange iſt oder eine 
Anmeldung für ein dringendes Staatsgeſpräch vorliegt. 

(3) Die Vereinbarung kann vom Antragſteller und von der Poſt- und Telegraphenverwaltung 
mit achttägiger Friſt auf den Schluß eines Kalendermonats ſchriftlich gekündigt werden. Andernfalls 
läuft ſie von Monat zu Monat weiter. 

III (1) Für Monatsgeſpräche wird die Hälfte der Gebühren nach 8 17, II Abſ. 1 für gleich 
lange gewöhnliche Einzelferngeſpräche erhoben. Der Monatsbetrag wird nach einer mittleren Monats- 
dauer von 30 Tagen berechnet und iſt im voraus fällig. Für Monatsgeſpräche, die nicht am Erſten 
eines Kalendermonats beginnen, wird bis dahin für jeden Tag ein Dreißigſtel des Monats⸗ 
betrags erhoben. 

(2) Gebühren für nicht benutzte oder nicht voll ausgenutzte Geſprächsverbindungen werden nicht 
eritattet; der bei einem Geſpräch nicht ausgenutzte Zeitraum darf auf ein ſpäteres Geſpräch nicht über⸗ 
tragen werden. Doch wird, wenn die Nichtausnutzung durch eine Störung des Betriebs verurſacht 
iſt, möglichſt in derſelben Nacht ein Ausgleich geboten. Iſt das Geſpräch aus Gründen, die keinem der 
Beteiligten zur Laſt fallen, überhaupt nicht zuſtande gekommen oder vorzeitig unterbrochen worden und 
hat ein Ausgleich nicht ſtattfinden können, ſo wird auf Antrag ein Dreißigſtel des Monatsbetrags 
oder ein angemeſſener Teilbetrag davon erſtattet. 

IV Mognatsgeſpräche dürfen über die vereinbarte Geſprächsdauer hinaus fortgeſetzt werden, wenn 
der Teilnehmer bereit iſt, für jede volle oder angefangene überſchießende Minute ein Drittel der 
Gebühr für ein Dreiminutengeſpräch nach § 17, II zu zahlen; die Beſtimmungen im S 17, IX finden 
Anwendung. Bei der Feſtſetzung der zuläſſigen Höchſtdauer wird die vereinbarte Dauer des Mo⸗ 
natsgeſprächs in die Geſamtdauer eingerechnet. 


$ 21. Dauerverbindungen während der Dienſtpauſen der Vermittlungsſtellen 

I Orts- und Ferngeſprächsverbindungen, die es einem Teilnehmer ermöglichen, mit einem anderen 
Teilnehmer desſelben oder eines anderen Ortsnetzes oder mit der Vermittlungsſtelle eines anderen Orts⸗ 
netzes auch während der Dienſtpauſen der beteiligten Vermittlungsſtellen in Verkehr zu treten, ſind 
Dauerverbindungen. Sie können für einzelne Dienſtpauſen eines Tages (Einzeldauerverbindungen) oder 
für einen vollen Kalendermonat (Monatsdauerverbindungen) beſtellt werden; ſie werden nur zugelaſſen, 
wenn die nötigen Leitungen vorhanden ſind und dienſtliche Rückſichten oder techniſche Schwierigkeiten 
nicht entgegenſtehen. Unmittelbare Dauerverbindungen zwiſchen zwei Teilnehmerſprechſtellen verſchiedener 
Vermittlungsſtellen ſind unzuläſſig, ſolange eine der beteiligten Vermittlungsſtellen Dienſt abhält. 

II Einzeldauerverbindungen können durch Fernſprecher, Monatsdauerverbindungen müſſen ſchriftlich 
bei der Vermittlungsſtelle beantragt werden. Die Anträge werden nach der Zeitfolge ihres Eingangs 
berückſichtigt; Dauerverbindungen, die im öffentlichen Wohle liegen, haben ein Vorrecht auch gegenüber 
beſtehenden Dauerverbindungen. 

III Die Vereinbarung über Monatsdauerverbindungen kann vom Antragſteller mit achttägiger 
Friſt auf den Schluß eines Kalendermonats ſchriftlich gekündigt werden. Andernfalls läuft ſie von 
Monat zu Monat weiter. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann die Vereinbarung im Bedarfs⸗ 
fall aus Betriebs- oder anderen Gründen jederzeit widerrufen. 

IV (1) Die Gebühr beträgt bei Einzeldauerverbindungen, Gulden 

a) wenn zwei Teilnehmerſprechſtellen desſelben Ortsnetzes unmittelbar miteinander ver⸗ 
bunden werden, für jede Dienſtpauſe der Vermittlungsſtellle . . 0,60 
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b) wenn eine Teilnehmerſprechſtelle mit der Vermittlungsſtelle eines anderen Ortsnetzes 
verbunden wird, außer den beſtimmungsmäßigen Geſprächs⸗ und Nebengebühren für 
jede bei einer der beteiligten Vermittlungsſtellen vorzunehmende Zuſammenſchaltung 0,20 

c) wenn zwei Teilnehmerſprechſtellen verſchiedener Ortsnetze unmittelbar mit einander 
verbunden werden, für jede bei einer der beteiligten Vermittlungsſtellen vorzuneh⸗ 
mende Zuſammenſchaltung CCC 
und außerdem für jeden zuſammenhängenden Zeitraum, in dem die unmittelbare Ver⸗ 
bindung beſteht, das Dreifache der beſtimmungsmäßigen Gebühr für ein gewöhn- 
liches Dreiminutengeſpräch. Fällt der zuſammenhängende Zeitraum zum Teil in die 
Zeit zwiſchen 19 und 8 Uhr, ſo gilt als beſtimmungsmäßige Gebühr die Gebühr 
nach $ 17, II Abſ. 2. 

(2) Bei Monatsdauerverbindungen iſt das Dreißig fache der bei Einzeldauerverbindungen für 
einen Werktag anzuſetzenden Gebühren zu entrichten. Der Monatsbetrag iſt im voraus fällig. 

V (I) Für die Dauerverbindungsgebühren haftet der Antragfteller, 

(2) Für nachweisbar nicht ausgeführte Dauerverbindungen werden die darauf entfallenden Ge— 
bühren auf Antrag erſtattet. Wird eine Monatsdauerverbindung von der Poſt- und Telegraphen- 
verwaltung vorzeitig widerrufen, ſo wird für jeden Tag ein Dreißigſtel des Monatsbetrags von 
Amts wegen zurückgezahlt. Bei vorzeitiger Aufhebung, Sperre, Entziehung oder zeitweiliger Nicht⸗ 
benutzung einer der in die Dauerverbindung einbezogenen Teilnehmerſprechſtellen hat der Antragſteller 
keinen Anſpruch auf Rückzahlung der Gebühren. 

8 22. Unfallmeldedienſt 
I Geſpräche und Telegramme, die außerhalb der Dienſtſtunden vermittelt werden, ſind Un⸗ 
fallmeldungen, wenn ſie bezwecken, 

a) in dringenden Fällen den Arzt, den Tierarzt, die Hebamme oder andere Sanitätsperſonen 

herbeizurufen oder zu befragen ſowie Arzneimittel zu beſchaffen; 

b) geiſtlichen Beiſtand für Schwerkranke herbeizuholen; 

c) in Fällen gemeiner Gefahr, insbeſondere bei Feuersbrünſten und Überſchwemmungen, Hilfe 
herbeizurufen oder vor ſolcher Gefahr zu warnen, z. B. Hochwaſſernachrichten; 

d) Störungen elektriſcher Hochſpannungsleitungen zu beſeitigen oder die mit ſolchen Störungen 

verbundenen Gefahren abzuwehren: 

e) bei Verbrechen und Vergehen, ſei es zur Abwehr der Straftat ſelbſt oder deren Folgen, ſei es 

zur Feſtſtellung, Verfolgung oder Feſtnahme des Täters, Hilfe herbeizuholen; 

f) die zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung beſtimmten Verbände auf Anordnung der 
zuſtändigen Leiter in Bereitſchaft zu halten oder aufzurufen. 

II (1) Der Unfallmeldedienſt wird in Orten mit Vermittlungsſtellen oder öffentlichen Sprech⸗ 
ſtellen für den Verkehr zwiſchen dieſen Orten auf Koſten der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ein- 
gerichtet, wenn die örtlichen Verhältniſſe es geſtatten und eine geeignete Perſon für die Wahrnehmung 
dieſes Dienſtes zur Verfügung ſteht. Wo Unfallmeldedienſt beſteht (Unfallmeldeſtellen), iſt in dem 
amtlichen Fernſprechbuch angegeben. Wird eine Unfallmeldeſtelle während der Nacht von einer unbe- 
kannten Perſon in Anſpruch genommen, jo kann derjenige, der den Unfallmeldedienſt wahrnimmt, ver- 
langen, daß zu ſeiner Sicherheit eine ihm bekannte ortsanſäſſige Perſon herbeigeholt wird. 

(2) Zur Aufgabe von Unfallmeldungen dürfen Teilnehmerſprechſtellen nur auf Grund beſonderer 
Vereinbarung mit der Poſt- und Telegraphenverwaltung benutzt werden, wenn dafür nach den ört- 
lichen Verhältniſſen (außergewöhnlich abgeſchiedene Lage, feuergefährlicher Betrieb uſw.) ein Bedürfnis 
beſteht und wenn die Anſchlüſſe erforderlichenfalls an die Anfallmeldeeinrichtung angeſchloſſen ſind. 
Zum Empfang von Unfallmeldungen können Teilnehmeranſchlüſſe von Behörden und Perſonen, die 
dafür in der Regel in Betracht kommen (Polizei, Feuerwehr, Arzte, Geiſtlichkeit uſw.), auf Antrag 
an die Unfallmeldeeinrichtung angeſchaltet werden. 

III (1) Für jede in der Zeit von 21 bis 8 Uhr ſowie an Sonn- und Feiertagen aufgegebene 
Unfallmeldung wird eine beſondere Unfallmeldegebühr von 1,20 Gulden erhoben, wenn zur Zeit der 
Aufgabe der Unfallmeldung mindeſtens eine der beteiligten Unfallmeldeſtellen für den allgemeinen Ber- 
kehr geſchloſſen iſt, doch bleiben hierbei gemeindliche öffentliche Sprechſtellen wegen ihrer Pflicht zur 
unentgeltlichen Wahrnehmung des Unfallmeldedienſtes ($ 15, II b) außer Betracht. Poſtagenturen mit 
einfacherem Betrieb, Poſtſtellen und Hilfitellen gelten als für den allgemeinen Verkehr geſchloſſen: an 
allen Tagen in der Zeit von 21 bis 8 Uhr, an Sonn- und Feiertagen überhaupt mit Ausnahme eines 
von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zu beſtimmenden Zeitraums von mindeſtens einer Stunde. 


Gulden 


0,20 
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Neben der Unfallmeldegebühr werden die beſtimmungsmäßigen Ferngeſprächs⸗, Telegraphen⸗ und 
Nebengebühren, jedoch nicht die Ortsgeſprächsgebühr erhoben. 

(2) Werden von derſelben Perſon gleichzeitig mehrere Unfallmeldungen aufgegeben, bei denen die⸗ 
ſelben Unfallmeldeſtellen beteiligt ſind, ſo wird die Unfallmeldegebühr nur einmal erhoben. 

(3) Für die Einbeziehung eines Teilnehmeranſchluſſes in den Unfallmeldedienſt nach II Abſ. 2 
auf Antrag des Teilnehmers wird eine Gebühr von monatlich 0,80 Gulden erhoben, wenn dazu beſon⸗ 
dere techniſche Vorkehrungen getroffen werden müſſen. Sind Außenleitungen erforderlich, ſo ſind da⸗ 
neben die Gebühren nach § 5, IIIA Ziff. 2 zu entrichten. Einrichtungsgebühren (§ 9) werden nicht er⸗ 
hoben. 

IV Die Unfallmeldegebühr wird auf Antrag erſtattet, wenn die Unfallmeldung durch ein der 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zur Laſt fallendes Verſchulden nicht zuſtande gekommen iſt oder in⸗ 
folge einer dienſtlichen Unregelmäßigkeit offenbar ihren Zweck nicht hat erfüllen können. 

V Die mit der Wahrnehmung des Unfallmeldedienſtes betrauten Perſonen haften nicht für den 
Schaden, der dadurch entſteht, daß die Unfallmeldung nicht zuſtande kommt oder ihren Zweck verfehlt. 

VI Jede mißbräuchliche Inanſpruchnahme der Unfallmeldeſtellen wird nach den Strafgeſetzen ver⸗ 
folgt; außerdem iſt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung in ſolchen Fällen berechtigt, Teilnehmer⸗ 
ſprechſtellen vom Unfallmeldedienſt auszuſchließen oder unter Umſtänden die Beſtimmung des $ 28, II 
anzuwenden. 

VII In Ortsnetzen, in denen nicht ununterbrochener Dienſt für den allgemeinen Verkehr beſteht, 
kann Anträgen auf Einrichtung des Unfallmeldedienſtes während der Dienſtpauſen für den Verkehr der 
Teilnehmer untereinander ſtattgegeben werden, wenn die Antragſteller ſich zur Deckung der Koſten ver⸗ 
pflichten. Für dieſen Verkehr wird die beſondere Unfallmeldegebühr nach III nicht erhoben, dagegen iſt 
fie für Unfallmeldungen nach auswärts zu entrichten. 


$ 23. Übermittlung von Telegrammen und der Zeit durch Fernſprecher 


I Die Teilnehmerſprechſtellen dürfen innerhalb des Ortsnetzes zur Übermittlung (Aufgabe und 
Zuſtellung) von Telegrammen zwiſchen der Sprechſtelle und der Vermittlungsſtelle oder einer anderen 
von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung beſtimmten Stelle benutzt werden. Die Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung kann auch zulaſſen, daß Telegramme zwiſchen Sprechſtellen eines Ortsnetzes und 
der Vermittlungsſtelle eines anderen von ihr beſtimmten Ortsnetzes durch Fernſprecher übermittelt 
werden. 

II Für die Aufgabe eines Telegramms durch Fernſprecher wird die Ortsgeſprächsgebühr erhoben, 
gleichviel ob das Telegramm bei der eigenen Vermittlungsſtelle oder bei der Vermittlungsſtelle 
eines anderen Ortsnetzes aufgegeben wird. Außerdem ſind die beſtimmungsmäßigen Telegraphenge⸗ 
bühren nach der Telegraphenordnung zu entrichten. Die Zuſtellung von Telegrammen durch Fern⸗ 
ſprecher iſt gebührenfrei. 

III. Auf Anfrage wird Teilnehmern und den Benutzern von öffentlichen Sprechſtellen die Zeit 
angeſagt. Hierfür iſt die Ortsgeſprächsgebühr zu entrichten. 


§ 24. Nebentelegraphen und beſondere Telegraphen 

I (1) Die Nebentelegraphen. Telegraphenanlagen für Hughes-, Morje- oder Ferndrucker⸗ 
betrieb, die einen Wohn- oder Geſchäftsraum unmittelbar mit einer Telegraphenanſtalt verbinden, ſind 
Nebentelegraphen. Auf welche Entfernungen ſie zugelaſſen und an welche Telegraphenanſtalt ſie ange⸗ 
ſchloſſen und mit welchen Apparaten ſie betrieben werden, beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung. Die Nebentelegraphen dienen zur Aufgabe und zum Empfang von Telegrammen; ein un⸗ 
mittelbarer Verkehr zwiſchen mehreren an dieſelbe Telegraphenanſtalt angeſchloſſenen Nebentelegraphen 
iſt nicht zuläſſig. 

(2) Die Nebentelegraphen werden auf Antrag von der Poſt- und Telegraphenverwaltung für 
eigene Rechnung hergeſtellt und inſtandgehalten, jedoch hat der Antragſteller für die Lieferung, Auf- 
ſtellung und Inſtandhaltung der für die Anlage benötigten Ferndruckapparate und der dazugehörigen 
techniſchen Einrichtungen auf ſeine Koſten zu ſorgen. Es dürfen nur Ferndruckerapparate einer Bauart 
benutzt werden, die von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zugelaſſen iſt. Die Koſten der für die 
geſamte Nebentelegraphenanlage erforderlichen Betriebsmittel (Strom, Papierſtreifen, Apparatfarbe, 
Ol uſw.) hat der Inhaber des Nebentelegraphen zu tragen. Außerdem hat er für die tägliche Reinigung 
der Apparate bei ſeiner Betriebsſtelle zu ſorgen. 
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(3) An Gebühren werden bei Nebentelegraphen erhoben Gulden 
a) einmalig als Apparatbeitrag 
i eee ß . . en 
e ee eee eee e x Se a ee I) 


für Ferndruckerapparate wird kein Apparatbeitrag (hoben. Für die Herſtellung der Ein⸗ 
führungen und Innenleitungen ſowie für die Anbringung der Apparate werden die Einrichtungs⸗ 
koſten nach § 9, I berechnet. Die Apparatbeiträge und die Einrichtungskoſten ſind N für die 
Betriebsſtelle bei der Telegraphenanſtalt zu entrichten; 


b) monatlich 


Für jeden Hughes apparat „ 4 500 
FD . . 72015,00 
„ „ Ferndrucker apparat 1.0.80 8,00 
für die Leitung für je 100 Meter der Sunienentfenun zwiſchen den beiden 
Betriebsſtellen . b Mig. „ 10,75 


c) für die Übermittlung von Tee mittels Nebentelegraphen 7 neben den be⸗ 
ſtimmungsmäßigen Telegraphengebühren nach der Telegraphenordnung keine beſonderen Ge⸗ 
bühren erhoben. 

(4) Die Beſtimmungen in $ 1, II, 3, 8, I, II und VA, 9, III, 10, II und III 12, 13, 23, III, 
25, 26, 27, I bis III und V bis IX, 28, 29 und 30, I und II finden auf die Nebentelegraphen ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. 


II (1) Die beſonderen Telegraphen. Mit dem öffentlichen Netze nicht zuſammenhängende 
Telegraphenanlagen für Morſe- oder Ferndruckerbetrieb ſowie mit dem öffentlichen Netze nicht zu— 
ſammenhängende Fernſprechanlagen, die auf verſchiedenen Grundſtücken liegende Wohn- oder Geſchäfts⸗ 
räume derſelben Perſon oder mehrerer Perſonen unmittelbar miteinander verbinden und auf Antrag 
von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für eigene Rechnung in ihrer Geſamtheit hergeſtellt und in— 
ſtandgehalten werden, ſind beſondere Telegraphen. Sie werden nur hergeſtellt, wenn der Antragſteller 
ein dringendes wirtſchaftliches Bedürfnis nachweiſt. Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann die 
Herſtellung ablehnen, wenn die Vermittlungsſtellen, in deren Anſchlußbereichen die am weiteſten aus— 
einanderliegenden Betriebsſtellen des beſonderen Telegraphen ſich befinden, in der Luftlinie mehr als 
25 Kilometer voneinander entfernt find. Beſondere Telegraphen dürfen nur zum Austauſch von perſön⸗ 
lichen und geſchäftlichen Nachrichten der Inhaber benutzt werden; die gewerbsmäßige Vermittlung von 
Nachrichten für Dritte iſt verboten. Auch darf die Benutzung von beſonderen Telegraphen Dritten 
weder gegen Bezahlung noch unentgeltlich geſtattet werden. 

(2) Inhaber eines beſonderen Telegraphen iſt der Antragſteller. Soweit für einen beſonderen 
Telegraphen die Benutzung eines Verkehrswegs erforderlich iſt, hat der Antragſteller die Genehmi— 
gung des Wegeunterhaltungspflichtigen beizubringen. Er hat auch für die Lieferung, Aufſtellung und 
Inſtandhaltung der für die Anlage benötigten Ferndruckerapparate und der dazugehörigen techniſchen 
Einrichtungen auf ſeine Koſten zu ſorgen. Die Koſten der für die geſamte beſondere Telegraphenan— 
lage erforderlichen Betriebsmittel (Strom, Papierſtreifen, Apparatfarbe, Oel uſw.) hat der Inhaber 
des beſonderen Telegraphen zu tragen. Außerdem hat er für die tägliche Reinigung der Apparate bei 
den Betriebsſtellen zu ſorgen. 


(3) An Gebühren werden bei beſonderen Telegraphen erhoben: 

a) ein einmaliger Koſtenzuſchuß für die Leitung. Bei ſeiner Berechnung wird die Summe der 
Entfernungen zwiſchen den einzelnen Betriebsſtellen zugrunde gelegt. Die Höhe des Satzes 
bemißt ſich nach der Entfernung zwiſchen den am weiteſten auseinanderliegenden Betriebs— 
ſtellen. Er beträgt für je 100 Meter bei einer Entfernung 

bis zu Gulden 
t , zarc TB 
von mehr als 
15 bis zu 50 Kilometer einſchließlichchch e. 65,00 
von mehr als 50 Kilometer.. 5 9 ; 95,00 
Die Entfernungen werden nad) der Luftlinie ten ven Betriebsftellen 5 
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b) für den Ausfall an Telegraphen- und Ferngeſprächsgebühren ein monatlicher Pauſchbetrag 
für die Geſamtheit jedes beſonderen Telegraphen. Er beträgt bei einer Entfernung 
von mehr als Gulden 

Sicbis zu, 215 Kilometer einſchll „ dem taırlanks TL. r Anm 8 45 


15 7 7 25 7 57 dnnn nnn 135 
25 7 „ 35 5 „ * . . . . . . 4 . . 6 1 > . 250 
35 WW 50 „ „ Sirene ER SH AR HERE. fü „Eh 300 


50 „ „ 100 „ „ ee reinen len each 645 
Maßgebend iſt die Entfernung zwiſchen den Ortsnetzen, in deren Anſchlußbereichen ſich die 
am weiteſten auseinanderliegenden Betriebsſtellen des beſonderen Telegraphen befinden. Ein 
Pauſchbetrag wird nicht erhoben, wenn die Entfernung nicht mehr als 5 Kilometer beträgt; 
neben den Koſtenzuſchüſſen und Pauſchbeträgen nach a) und b) a 

bei beſonderen Telegraphen für Morſe- oder Ferndruckerbetrieb die in I Abſ. 3 a) und 
3b) angegebenen Gebühren, wobei die Leitungen zwiſchen den einzelnen Betriebsſtellen nach 
den Beſtimmungen unter II Abſ. 3 a) gemeſſen werden, 

bei beſonderen Telegraphen für Fernſprechbetrieb die im § 9, I und II angegebenen ein⸗ 
maligen und die im $ 5, III A angegebenen monatlichen Gebühren, wobei alle Betriebsſtellen 
der beſonderen Telegraphen den Nebenſtellen gleichgeachtet und die Leitungen zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Betriebsſtellen nach den Beſtimmungen unter a) gemeſſen werden. 

(4) Die beſonderen Telegraphen, durch die mehr als 25 Kilometer voneinander entfernte Betriebs⸗ 
ſtellen verbunden ſind, werden auf eine Mindeſtdauer von 5 Jahren überlaſſen. Fällt das Ende der 
Mindeſtdauer nicht mit dem Ablauf eines Kalendermonats zuſammen, ſo endet ſie mit ſeinem Ablauf. 
Die Poſt- und Telegraphenverwaltung iſt jedoch berechtigt, ſolche beſonderen Telegraphen ſchon vorher 
zum Ende eines Kalendermonats unter Einhaltung einer Friſt von einem Monat zu kündigen, wenn 
dies aus zwingenden Betriebsgründen oder mit Rückſicht auf das öffentliche Wohl geboten iſt. In 
dieſem Falle wird demjenigen, der den Koſtenzuſchuß geleiſtet hat, für jeden Monat, der an der Min⸗ 
deſtdauer fehlt, ein Sechzigſtel des Koſtenzuſchuſſes zurückgezahlt. In gleicher Weiſe kann die Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung verfahren, wenn die Vorausſetzungen des $ 27, VI gegeben find. In allen 
anderen Fällen findet eine Rückzahlung nicht ſtatt. 

(5) Die Beſtimmungen in § 1, II, 7, I, II und VA, 8, I. II und VA, 9, III, 10, II und III, 
12, 13, 25, 26, 27, I bis III und V bis IX, 28, 29 und 30, I und II finden auf die beſonderen 
Telegraphen ſinngemäß Anwendung. 

§ 25. Fälligkeit und Zahlung der Gebühren, Nachforſchungen 

I (1) Laufende Gebühren, das find die Vergütungen für dauernde oder regelmäßig wie⸗ 
derkehrende Leiſtungen, ſind für den Zeitraum, für den ſie feſtgeſetzt ſind, im voraus fällig. 

(2) Wird eine Fernſprecheinrichtung im Laufe eines Kalendermonats in Betrieb genommen, ſo 

ſind die laufenden Gebühren für die Zeit bis zum Ende des Kalendermonats am Tage der Uebergabe 
der Einrichtung fällig. Der Tag der Uebergabe wird bei der Berechnung der Gebühren in Anſatz 
gebracht. 
(3) Einmalige Gebühren, deren Höhe ſich vor Ausführung der Leiſtung der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung feſtſtellen läßt, ſind im voraus fällig. Einmalige Gebühren, deren Höhe ſich 
erſt nach Ausführung der Leiſtung der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtſtellen läßt, ſind fällig, 
ſobald die Leiſtung ausgeführt iſt. 

(4) Die Gebühr für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche iſt am Schluſſe des Kalendermonats fällig. 
Bei Hauptanſchlüſſen, die im Laufe eines Kalendermonats in Betrieb genommen ſind, wird die Min⸗ 
deſtzahl der Ortsgeſpräche anteilmäßig berechnet; der Tag der Uebergabe wird in Anſatz gebracht. 

(5) Die Poſt-⸗ und Telegraphenverwaltung kann verlangen, daß Vorſchuß gezahlt wird. 

II Die Leiſtung der Poſt- und Telegraphenverwaltung (I Abſ. 3) gilt als ausgeführt 

a) bei Ortsgeſprächsverbindungen ($ 16), wenn der Anſchluß des Anrufenden mit der verlang⸗ 
ten Hauptſtelle verbunden iſt und dieſe oder eine daran angeſchloſſene Nebenſtelle den Anruf 

beantwortet hat (ſiehe jedoch $ 16, IV), u 

b) bei Ferngeſprächsverbindungen ($ 17) in dem Zeitpunkt, von dem an die Dauer des Geſprächs 
rechnet (§ 17, VIII Abſ. 1). Lehnt es einer der Beteiligten bei der Bereitſtellung der Verbin⸗ 
dung ab, in das Geſpräch einzutreten, oder beantwortet der Anmelder den Anruf der Ver⸗ 
mittlungsſtelle nicht, obwohl ſein Anſchluß betriebsfähig iſt, ſo wird ein Drittel der Gebühr 
für ein gewöhnliches Dreiminutengeſpräch erhoben (Drittelgebühr); für die Höhe der Drittel 
gebühr iſt die Zeit des Anrufs der Sprechſtelle maßgebend. Antwortet der Verlangte nicht, 


ſo wird die Anmeldung geſtrichen. 


(8) 
— 
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III Der Inhaber eines Hauptanſchluſſes iſt Schuldner aller Gebühren, die für die Einrichtung 
und die Benutzung des Anſchluſſes und der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen 
Einrichtungen zu zahlen ſind. Dazu gehören auch die Telegraphengebühren der durch Fernſprecher auf- 
gegebenen Telegramme. Der Teilnehmer muß die von der Poſt- und Telegraphenverwaltung in Rech- 
nung geſtellten Gebühren entrichten; er hat das Recht auf Rückforderung, ſoweit er nachweiſt, daß ihm 
Beträge zu Unrecht angerechnet ſind. Sind mehrere Perſonen Inhaber eines gemeinſamen Hauptan⸗ 
ſchluſſes ($ 11), jo haften ſie für die Gebühren als Geſamtſchuldner. 

IV Die Koſten umfangreicher Nachforſchungen, die nicht von der Poſt- und Telegraphenverwaltung 
verſchuldet ſind, hat der Antragſteller zu erſtatten. Die vorausſichtliche Höhe wird ihm vor Einleitung 
der Nachforſchungen bekanntgegeben; auf Verlangen hat er einen angemeſſenen Betrag zu hinterlegen. 


. § 26. Nachlaß von Gebühren 
Die laufenden Gebühren und die Gebühren für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche werden auf 
Antrag anteilmäßig nicht erhoben oder anteilmäßig erſtattet, 

a) ein ein Anſchluß nach $ 28, I länger als 14 Tage ununterbrochen außer Betrieb geſetzt war, 
für die Dauer der Schließung des Anſchluſſes, 

b) wenn ein Anſchluß ohne Verſchulden des Teilnehmers aus techniſchen Urſachen betriebsunfä⸗ 
hig geworden iſt und die Unterbrechung, nachdem ſie zur Kenntnis der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen verwaltung gelangt iſt, länger als 14 Tage gedauert hat, für die Dauer der Unter- 
brechung, 

e) wenn ein Anſchluß verlegt wird (§ 13, I) und nach feiner Aufhebung an der alten Stelle 
ohne Verſchulden des Teilnehmers nicht binnen 14 Tagen an der neuen Stelle wieder einge⸗ 
richtet wird, für die Zwiſchenzeit, 

d) wenn die Wiedereinrichtung eines gekündigten und abgebrochenen Anſchluſſes beantragt wor- 
den iſt (S 27, IX) und die Wiedereinrichtung ohne Verſchulden des Teilnehmers nicht binnen 


14 Tagen nach dem gewünſchten Zeitpunkt erfolgt, für die Wartezeit. 


§ 27. Dauer der Teilnehmerſchaft 


1d) Der Teilnehmer und die Poſt- und Telegraphenverwaltung können das Teilnehmerverhält⸗ 
nis, abgeſehen von den in den Abſ. 2 und 3 angegebenen Fällen, jederzeit zum Ende eines Kalender— 
monats unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfriſt ſchriftlich kündigen. 

(2) Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen beträgt die Mindeſtdauer des Teilnehmerverhältniſſes 
(Mindeſtüberlaſſungsdauer) 

a) für Anlagen mit einfachen Vermittlungseinrichtungen (Zwiſchenſtellenumſchalter und Klap⸗ 
penſchränke) 1 Jahr, 

b) für Anlagen mit Rückſtellklappenſchränken und Glühlampenſchränken ſowie für Reihenan⸗ 
lagen 5 Jahre, 

c) für Anlagen mit Selbſtanſchlußbetrieb 10 Jahre. 

(3) Treten bei vorhandenen poſteigenen Nebenſtellenanlagen infolge von Erweiterungen oder auf 
beſonderen Wunſch des Teilnehmers weſentliche Veränderungen im Aufbau der Anlage ein, ſo beginnt 
mit der Fertigſtellung der Veränderungen eine neue Mindeſtüberlaſſungsdauer; ſie richtet ſich nach der 
Art der durch die Veränderung geſchaffenen Anlage. Was als weſentliche Veränderung anzuſehen iſt, 
beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

(4) Fällt das Ende der Mindeſtüberlaſſungsdauer (Abſ. 2 und 3) nicht mit dem Ablauf eines 
Kalendermonats zuſammen, ſo endet das Teilnehmerverhältnis mit dem Ablauf des Kalendermonats. 
Ergeht nicht einen Monat vorher eine ſchriftliche Kündigung, ſo verlängert ſich das Teilnehmerverhält— 
nis weiter auf unbeſtimmte Zeit; es kann dann nach den Beſtimmungen im Abſ. 1 gekündigt werden. 

(5) Die Kündigung nach Abſ. 1 und 4 gilt als rechtzeitig bewirkt, wenn ſie dem anderen Teile 
am dritten Werktag des Monats zugeht, zu deſſen Ende das Teilnehmerverhältnis gelöſt werden ſoll. 

(6) Eine Kündigung iſt auch erforderlich, wenn der Teilnehmer einzelne Teile der Einrichtung auf- 
geben will. 

II Die Mindeſtüberlaſſungsdauer (I Abſ. 2 und 3) erſtreckt ſich auf die Vermittlungseinrichtung 
der Nebenſtellenanlage, bei Reihenanlagen auf ſämtliche Reihenſtellen. Die ſonſtigen Einrichtungen in 
Nebenſtellenanlagen können mit einmonatiger Friſt (I Abſ. 1) gekündigt werden; bei Ausnahme-Quer⸗ 
verbindungen, die mehr als 25 Kilometer entfernte Hauptſtellen von Nebenſtellenanlagen verbinden, 
bleibt die Beſtimmung im § 6, VIII über die Feſtſetzung einer Mindeſtdauer von 5 Jahren unbe- 
rührt. Die Kündigung ſämtlicher Hauptanſchlüſſe einer Nebenſtellenanlage umfaßt auch die Kündigung 
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der damit verbundenen Nebenanſchlüſſe und ſonſtigen Einrichtungen. Ueber die Gebühren, die bei der 
Aufgabe einer Nebenſtellenanlage vor Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer weiterzuzahlen ſind, ſ. 
unter VI Abſ. 2. 


III (1) Erhöhen ſich durch eine Verlegung (§ 13, J), Umwandlung ($ 13, II) oder einen Aus- 
tauſch (§ 13, III) die laufenden Geſamtgebühren der zu verändernden Anlagen innerhalb eines Kalen⸗ 
dermonats, ſo werden die neuen Gebühren unter Anrechnung der für den Kalendermonat bereits fällig 
gewordenen Beträge vom Tage der Verlegung, der Umwandlung oder des Austauſchs an erhoben. 
Verringern ſich die Geſamtgebühren, ſo wird der für den Reit des Monats ſich ergebende Unterſchied 
nicht zurückgezahlt; er wird jedoch auf die laufenden Gebühren für neue Einrichtungen gutgerechnet, die 
der Teilnehmer im Zuſammenhang mit den Veränderungen hat ausführen laſſen. Die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen gelten auch, wenn an einer Umwandlung verſchiedene Hauptanſchlußinhaber beteiligt ſind. 
In dieſem Falle wird ein für den Kalendermonat zu zahlender Mehrbetrag an Geſamtgebühren von 
dem Hauptanſchlußinhaber erhoben, der nach Ablauf des Kalendermonats für die Gebühren haftet 
($ 25, III). Es bleibt den Beteiligten überlaſſen, ſich wegen der Gebührenunterſchiede auseinander— 
zuſetzen. N 

(2) Aendert ſich durch eine Verlegung der Vermittlungsſtelle oder durch die von der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung veranlaßte Umſchaltung von Anſchlüſſen nach einer anderen Vermittlungsſtelle 
aus Anlaß der Aenderung von Anſchlußbereichen die beſtimmungsmäßige Gebühr für einen Anſchluß, ſo 
wird die neue Gebühr im Falle einer Erhöhung vom Beginn des nächſten Kalendermonats an, im 
Falle einer Verringerung vom Tage der Verlegung an erhoben. 


IV (J In teilnehmereigenen und privaten Nebenſtellenanlagen können die Hauptanſchlüſſe und die 
ſonſtigen poſteigenen Einrichtungen mit einmonatiger Friſt (1 Abſ. 1) gekündigt werden. Die Kündigung 
ſämtlicher Hauptanſchlüſſe umfaßt auch die Kündigung der ſonſtigen Einrichtungen. 

(2) Bei teilnehmereigenen und privaten Nebenanſchlüſſen braucht die Kündigungsfriſt nicht einge⸗ 
halten zu werden. Jedoch muß die Gebühr bis zum Ablauf des Kalendermonats gezahlt werden, in 
dem der Nebenanſchluß aufgehoben wird. 


V Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann zulaſſen, daß ein rechtzeitig gekündigter Anſchluß 
kurze Zeit über den Kündigungszeitpunkt hinaus benutzt wird. Sie kann ferner bei der Verlegung von 
Sprechſtellen dem Teilnehmer an der alten Stelle Fernſprecheinrichtungen für eine kurze Übergangszeit 
überlaſſen. Für die Zeit der Weiterbenutzung oder der beſonderen Überlaſſung von Anſchlüſſen werden 
die laufenden Gebühren und die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche anteilmäßig berechnet. Für die be⸗ 
ſonders überlaſſenen Einrichtungen ſind außerdem die Koſten der Einrichtung und Aufhebung nach 8 9, I 
zu erſtatten; feſte Einrichtungsgebühren werden nicht erhoben. 

VI (1) Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung kann die Verpflichteten beim Todesfall des An⸗ 
ſchlußinhabers, bei der Verlegung des Wohnſitzes oder des Geſchäfts an einen anderen Ort, bei der Auf⸗ 
gabe des Geſchäfts oder des Berufs oder aus anderen erheblichen Billigkeitsgründen auf Antrag 
unter Verzicht auf Einhaltung der Kündigungsfriſt (I) aus dem Teilnehmerverhältnis entlaſſen. Doch 
erſtreckt ſich in dieſem Falle die Verpflichtung zur Zahlung der laufenden Gebühren und der Gebühr 
für die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche bis zum Ende des Kalendermonats. 

(2) Wird eine poſteigene Nebenſtellenanlage vor Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer (I Abf. 2 
und 3) aufgegeben, ohne daß der Teilnehmer aus Billigkeitsgründen vorzeitig aus dem Teilnehmerver⸗ 
hältnis entlaſſen worden iſt, ſo find die nach $ 5, III A für die techniſchen Einrichtungen bei der 
Vermittlungsſtelle der Nebenſtellenanlage und für Reihenanlagen feſtgeſetzten monatlichen Gebühren 

ei einer zehnjährigen Mindeſtüberlaſſungsdauer zu drei Vierteln und bei einjähriger Mindeſtüber⸗ 
aſſungsdauer in voller Höhe bis zum Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer weiter zu entrichten. 

VII Gekündigte Fernſprecheinrichtungen werden auf Koſten der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
aufgehoben. a 

VIII d) Für Ausſtellungen, Meſſen, Tagungen und ähnliche Veranſtaltungen von vorüber⸗ 
gehender Dauer können nach dem Ermeſſen der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung Anſchlüſſe auf die 
verlangte Zeitdauer hergeſtellt werden, wenn die Antragſteller die Koſten der Einrichtung und Aufhebung 
erſtatten. Feſte Einrichtungsgebühren werden nicht erhoben. Für die Dauer der Benutzung werden die 
laufenden Gebühren und die Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche anteilmäßig berechnet. 

(2) Die Beſtimmungen des Abſ. 1 gelten auch, wenn Teilnehmer in außergewöhnlichen Fällen, 
B. wegen Krankheit, vorübergehend beſondere Fernſprecheinrichtungen nötig haben. Die Teilnehmer 
haben ſich jedoch zu verpflichten, die feſten Einrichtungsgebühren abzüglich der Einrichtungskoſten nach 
8 9, 1 nachzuzahlen, wenn die Benutzung der Fernſprecheinrichtungen ein Vierteljahr überſteigt. 
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IX In begründeten Fällen können gekündigte und abgebrochene Fernſprecheinrichtungen auf An⸗ 
trag unter den nachſtehenden Bedingungen an derſelben oder einer anderen Stelle in demſelben Orts⸗ 
netz oder in einem anderen Ortsnetz für den Teilnehmer wieder eingerichtet werden. Der Teilnehmer 
muß die laufenden Gebühren für die Zwiſchenzeit nachzahlen. Die Gebühren werden nach den Ein⸗ 
richtungen der neuen Anlage berechnet, jedoch wird nicht mehr erhoben, als an Gebühren für die ge⸗ 
kündigten Einrichtungen zu entrichten war. Bei der Wiedereinrichtung müſſen die Selbſtkoſten der Auf⸗ 
hebung und Anbringung der Einrichtungen nach $ 9, I erſtattet werden. Außerdem werden feſte Ein⸗ 
richtungsgebühren inſoweit erhoben, als die feſten Einrichtungsgebühren für die neuen Einrichtungen 
die feſten Einrichtungsgebühren für die gelündigten Einrichtungen überſteigen. Feſte Einrichtungsge⸗ 
bühren, die nach $ 13, IV für Veränderungen und Erweiterungen ſchon gutgerechnet ſind, bleiben un⸗ 
berücksichtigt. Koſtenzuſchüſſe nach S 4, IV, 6, VII und 10, II und III ſind ſtets voll zu entrichten. 
Der gleichzeitige Austauſch der wiederbeantragten Fernſprecheinrichtungen gegen Einrichtungen, die 
einem anderen Zwecke dienen, iſt nicht zuläſſig. 


§ 28. Einſtellung des Betriebs, Sperre und Entziehung der Anſchlüſſe, Zwangsbeitreibung 

der Gebühren 

I Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung hat das Recht, den Fernſprechbetrieb zeitweiſe ganz oder 
für gewiſſe Gattungen von Nachrichten einzuſtellen. Auch kann ſie aus Gründen des öffentlichen Wohles 
Ausſchließungen von der Benutzung der für den öffentlichen Verkehr beſtimmten Anlagen anordnen. 

II Die Poſt- und Telegraphenverwaltung kann einen Anſchluß ſperren oder ohne Kündigung auf- 
heben, 

a) wenn der Teilnehmer mit der Zahlung von Gebühren im Rückſtand iſt, 

b) wenn der Anſchluß mißbräuchlich benutzt wird (ungebührliches Benehmen der den Anſchluß 
benutzenden Perſonen gegen die Beamten der Vermittlungsſtelle, Verübung groben Unfugs, 
Zuwiderhandlung gegen eine durch die Fernſprechordnung oder die Anweiſung zur Benutzung 
der Fernſprechanſchlüſſe erlaſſene Vorſchrift, Reinigung der Apparate durch Unternehmer, die 
ſich gewerbsmäßig damit befaſſen, uſw.), 

c) wenn die techniſchen Einrichtungen eigenmächtig abgeändert werden (Einſchaltung ſelbſt be⸗ 
ſchaffter Apparate, Anbringung von Hilfsvorrichtungen ohne Genehmigung der Poſt- und 
Telegraphenverwaltung uſw.), i 

d) wenn die Einrichtungen vom Teilnehmer oder unter ſchuldhaftem Verhalten desſelben durch 
Dritte vorſätzlich beſchädigt werden. 

II (1) Für die Verhängung der Sperre wird eine Gebühr von 2 Gulden erhoben. Die Aufhebung 
iſt gebührenfrei. 

(2) Die Sperre befreit den Teilnehmer weder von der Haftpflicht nach $ 29, I noch von der 
Pflicht zur Zahlung der Gebühren. Im Falle der Aufhebung des Anſchluſſes beſteht die Pflicht zur 
Zahlung der Gebühren weiter bis zu dem Zeitpunkt, an dem das Teilnehmerverhältnis bei ordentlicher, 
am Tage der Aufhebung oder, wenn eine Sperre vorausgegangen iſt, am Tage der Sperre erklärter 
Kündigung ($ 27, I) beendet worden wäre. Bei poſteigenen Nebenſtellenanlagen erſtreckt ſich die Ver⸗ 
pflichtung zur Gebührenzahlung auf die bei vorzeitiger Aufhebung bis zum Ablauf der Mindeſtüber⸗ 
laſſungsdauer zu entrichtenden Beträge (8 27, VI Abf. 2 

IV Als Gebühren im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen unter II ſowie des 8 9 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes über Fernmeldeanlagen gelten alle Beträge, die an die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung auf 
Grund der Fernſprechordnung und der Ausführungsbeſtimmungen hierzu geſchuldet werden. Aus⸗ 
genommen ſind Zahlungen, die nach den Beſtimmungen über die Haftpflicht des Teilnehmers (§ 29, J) 
zu leiſten ſind. 

§ 29. Haftpflicht 

I (1) Der Teilnehmer haftet für Beſchädigungen der auf dem Grundſtück der Sprechſtellen verdeckt 
geführten Starkſtrom⸗, Gas-, Waſſer⸗ oder anderen Anlagen und für die aus ſolchen Beſchädigungen 
entſtehenden Folgen, wenn dieſe Anlagen bei der Einrichtung oder bei einer ſpäteren Anderung ſeiner 
Anſchlüſſe beſchädigt werden, es ſei denn, daß er deren Lage den Ausführenden vorher genau bezeich— 
net hat. N 

(2) Der Teilnehmer hat der Poſt- und Telegraphenverwaltung den Schaden zu erſetzen, der durch 
Verluſt oder Beſchädigung der Sprechſtellen ſeiner Anſchlüſſe nebſt Zubehör entſteht; den Schaden, der 
durch Verluſt oder Beſchädigung ſeiner Anſchlußleitungen entſteht, hat der Teilnehmer der Poſt- und 
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Telegraphenverwaltung zu erſetzen, ſoweit ſich die Leitungen in Gebäuden oder Räumen befinden, die 
ſeiner Aufſicht unterſtehen. Iſt der Verluſt oder die Beſchädigung durch Feuer oder durch Diebſtahl 
verurſacht worden, ſo tritt die Erſatzpflicht des Teilnehmers nicht ein, wenn der Schaden im Zuſammen⸗ 
hang mit inneren Unruhen durch offene Gewalt oder durch ihre Abwehr unmittelbar verurſacht iſt. Iſt 
der Verluſt oder die Beſchädigung weder durch Feuer noch durch Diebſtahl verurſacht worden, ſo tritt 
die Erſatzpflicht des Teilnehmers nicht ein, wenn er den Verluſt oder die Beſchädigung auch bei An⸗ 
wendung jeder nach den Umſtänden des Falles gebotenen Sorgfalt nicht hat verhüten können. Der Teil- 
nehmer haftet in gleichem Umfang für Verluſt oder Beſchädigung von Nebenanſchlüſſen nebſt Zu⸗ 
behör, die einem Dritten überlaſſen ſind, für Verluſt oder Beſchädigung der Anſchlußleitungen dieſer Ne⸗ 
benanſchlüſſe jedoch nur, ſoweit ſich die Leitungen in Gebäuden und Räumen befinden, die der Aufſicht 
des Dritten unterſtehen; die Erſatzpflicht des Teilnehmers für dieſe Nebenanſchlüſſe tritt in den 
Fällen des Satzes 3 nur dann nicht ein, wenn ſowohl der Teilnehmer als der Dritte den Verluſt oder die 
Beſchädigung auch bei Anwendung jeder nach den Umſtänden des Falles gebotenen Sorgfalt nicht hat 
verhüten können. 

(3) Störungen und Beſchädigungen des Anſchluſſes und ſeines Zubehörs ſind der Vermittlungsſtelle 
unverzüglich zu melden. 

(4) Der Teilnehmer iſt dafür verantwortlich, daß die in dem amtlichen Fernſprechbuch abgedruckte 
Anweiſung zur Benutzung der Fernſprechanſchlüſſe beachtet wird; für Schäden, die der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung durch Nichtbeachtung entſtehen, iſt er erſatzpflichtig. Dieſe Erſatzpflicht des Teil⸗ 
nehmers erſtreckt ſich auch auf Nebenanſchlüſſe, die der Teilnehmer Dritten überlaſſen hat. 

(5) Wenn in Gebäuden und Räumen oder auf Grundſtücken, die der Aufſicht des Teilnehmers 
unterſtehen, elektriſche Ströme in ſeine Anſchlüſſe nebſt Zubehör gelangen und wenn dadurch Einrichtungen 
der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung beſchädigt oder Angehörige der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
verletzt werden, hat der Teilnehmer der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung den entſtehenden Schaden zu 
erſetzen, es ſei denn, daß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Bei Nebenanſchlüſſen, 
die einem Dritten überlaſſen ſind, iſt der Teilnehmer in gleichem Umfang erſatzpflichtig, wenn der 
Stromübergang in Gebäuden und Räumen oder auf Grundſtücken ſtattgefunden hat, die der Aufſicht 
des Dritten unterſtehen, es ſei denn, daß der Dritte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 


II Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung übernimmt für den Fernſprechdienſt keine Gewähr und 
haftet für keinerlei Schäden, insbeſondere nicht für Schäden, die entſtehen 
a) durch Einſtellung des Betriebs oder durch Ausſchließungen von der Benutzung der für den 
öffentlichen Verkehr beſtimmten Anlagen ($ 28, I), 
b) durch Sperre oder Entziehung der Anſchlüſſe ($ 28, II), 
c) durch Betriebsſtörungen, 
d) durch Anderungen von Rufnummern (§ 4, I Abſ. 2), 
e) durch Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit der Eintragungen im amtlichen Fernſprechbuch, 
namentlich auch durch Nichteintragung ($ 14), 
f) durch unrichtige, verzögerte oder unterbliebene Herſtellung von Geſprächsverbindungen ($ 15, 
16, 17, 18, 20 und 21), 
g) durch Verſehen bei der Vorbereitung der XP. und V-Geſpräche (§ 19, I und II), bei der 
Weitergabe kurzer Nachrichten ($ 19, III), bei der Wahrnehmung des Unfallmeldedienites 
($ 22), bei der Übermittlung von Telegrammen und bei der Zeitangabe ($ 23 und 24) ſowie 
bei der Verhängung der Sperre (§ 28, II), 
h) durch Erteilung einer unrichtigen Auskunft. 


§ 30. Schlußbeſtimmungen 

I Soweit durch die Fernſprechordnung nicht Beſtimmungen getroffen ſind, werden die Bedin⸗ 
gungen für die Benutzung von Fernſprecheinrichtungen von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſt⸗ 
geſetzt. Die zu erlaſſenden Beſtimmungen werden in dem Amtsblatt der Poſt⸗ und Telegraphenverwal⸗ 
tung veröffentlicht. 
„II (J) Ergeben ſich bei der Berechnung von Fernſprechgebühren (8 28, IV) Bruchpfennige, ſo wird 
leder einzelne Gebührenbetrag ſo gerundet, daß ein halber Pfennig und mehr als ein voller Pfennig 
angerechnet, Bruchteile unter einem halben Pfennig aber unberückſichtigt gelaſſen werden. f 
. (2) Bei der Berechnung der laufenden Gebühren und der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche für Teile 
eines Monats wird jeder Monat zu 30 Tagen gerechnet. 

(3) Bei der Berechnung der Gebühren für Leitungsſtrecken, die für volle Längeneinheiten von zwei, 
zehn, zwanzig oder hundert Metern feſtgeſetzt ſind, werden überſchießende Längen für voll gerechnet. 
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III Auf den Fernſprechverkehr mit dem Ausland findet dieſe Fernſprechordnung inſoweit An⸗ 
wendung, als nicht auf Grund beſonderer Vereinbarungen etwas anderes beſtimmt iſt. 

IV Abweichend von der Beſtimmung im 8 27, IX gilt für Fernſprecheinrichtungen, die bei Erlaß 
dieſer Verordnung bereits gekündigt ſind und die bis zum 31. Dezember 1932 noch gekündigt werden, 
folgendes: 

Wird die Wiedereinrichtung von Fernſprecheinrichtungen innerhalb eines Jahres nach der Auf— 
hebung beantragt, jo wird auf die laufenden Gebühren für die Zwiſchenzeit (§ 27, IX) verzichtet, wenn 
die Kündigung nachweislich infolge wirtſchaftlicher Notlage ausgeſprochen worden iſt. In dieſem Falle 
werden bei der Wiedereinrichtung nur die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe in Rechnung geſtellt. 
Jedem Teilnehmer wird die Vergünſtigung für jede Einrichtung nur einmal gewährt. 


Danzig, den 8. November 1982. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung 
der Freien Stadt Danzig 
J. V. 
Weidmann 


—— ———— — 4 ͤ—ne. — — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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